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Zusammenfassung

Die EU griindet sich auf eine Reihe grundlegender gemeinsamer Werte, die in
Artikel 2 des Vertrags lber die Europaische Union niedergelegt sind. Zu diesen Werten
gehort auch die Rechtsstaatlichkeit. Nach dem Vertrag liber die Arbeitsweise der
Europdischen Union mussen die Behdrden in den Mitgliedstaaten, die EU-Mittel
ausfiihren, im Einklang mit den Rechtsvorschriften handeln, und die EU und ihre
Mitgliedstaaten mussen tatig werden, um Betriigereien und gegen die finanziellen
Interessen der Union gerichtete rechtswidrige Handlungen zu verhindern.

Die Lage der Rechtsstaatlichkeit hat sich in den letzten 10 Jahren in einigen EU-
Mitgliedstaaten verschlechtert. In diesem Zusammenhang zielt die vorliegende
Prufung darauf ab, die Mallnahmen nachzuverfolgen, die die Kommission mithilfe der
ihr zur Verfligung stehenden neuen Instrumente ergriffen hat, um die finanziellen
Interessen der EU vor VerstoRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit zu
schitzen.

Im Dezember 2020 nahmen das Europaische Parlament und der Rat eine
Verordnung Uber eine allgemeine Konditionalitatsregelung zum Schutz des EU-
Haushalts vor Verst6Ren gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit (die
"Konditionalitatsverordnung") an. Diese Verordnung trat am 1. Januar 2021 in Kraft,
und seitdem wurden die HaushaltsmaBnahmen im Rahmen der Verordnung nur einmal
angewandt, namlich im Dezember 2022 in Bezug auf Ungarn.

Der Hof bewertete, ob die Anwendung der Konditionalitdtsverordnung durch die
Kommission angemessen war und mit anderen im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitat und der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen 2021-2027 fir
die Kohasionspolitik verfligbaren Mechanismen im Einklang stand. Ferner untersuchte
er die internen Regelungen der Kommission fiir die Durchfiihrung der Verordnung und
die MalRnahmen, die die Kommission im Rahmen der drei Instrumente zum Schutz der
finanziellen Interessen der EU ergriffen hat. Die Stichprobe des Hofes umfasste sechs
Mitgliedstaaten: Bulgarien, Griechenland, Italien, Ungarn, Polen und Rumanien.

Der Hof kam zu dem Schluss, dass die Konditionalitdtsverordnung eine
Verbesserung des Rahmens zur Starkung des Rechtsstaatsprinzips darstellt. Im Hinblick
auf den einzigen Fall, in dem die Kommission seit Inkrafttreten der
Konditionalitatsverordnung MaRnahmen im Rahmen dieser Verordnung (betreffend
Ungarn) vorgeschlagen hat, kam der Hof ferner zu dem Schluss, dass der Vorschlag der
Kommission im Einklang mit der Verordnung stand, auf einer fairen Bewertung



beruhte und die anderen Haushaltsmechanismen im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und der Kohédsionspolitik erganzte. Bestimmte Aspekte der
Verordnung sind jedoch schwer anwendbar, insbesondere die Anforderung, einen
hinreichend unmittelbaren Zusammenhang zwischen VerstoRen gegen die Grundsatze
der Rechtsstaatlichkeit und den finanziellen Interessen der EU herzustellen. Wenn ein
Mitgliedstaat, bei dem EU-Mittel ausgesetzt wurden, seinen Verpflichtungen
gegenlber Endempfangern oder Beglinstigten von EU-Programmen nicht nachkommt,
kann zudem als kurzfristige Folge die Verwirklichung der politischen Ziele der EU
behindert werden. Die Verantwortung dafiir tragt jedoch letztlich der betroffene
Mitgliedstaat und nicht die Kommission. Schlieflich verfligen nicht alle grof3en EU-
Ausgabenprogramme Uber dhnliche Schutzinstrumente wie diejenigen, die im Rahmen
der Aufbau- und Resilienzfazilitdt oder der Verordnung mit gemeinsamen
Bestimmungen vorgesehen sind; dies gilt beispielsweise fiir die Gemeinsame
Agrarpolitik.

Die Kommission ergreift seit 2021 Schritte zur Anwendung der
Konditionalitatsverordnung (und anderer verfligbarer Instrumente). In diesem
Zusammenhang stellte der Hof eine Reihe von Mangeln fest:

Die Kommission hat die erforderlichen Verwaltungskapazitaten fiir die
Anwendung der Konditionalitatsverordnung noch nicht vollstandig geschaffen;
dies betrifft die Zuweisung angemessener Personalressourcen, die Einrichtung
eines umfassenden IT-Fallbearbeitungssystems und die Festlegung klarer
Leitlinien.

Die Kommission hat nicht fir alle Mitgliedstaaten, in denen sie
Herausforderungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit ermittelte, die
Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU systematisch bewertet und
dokumentiert.

Was Bulgarien und Rumanien betrifft, so wurde das Kooperations- und
Kontrollverfahren im September 2023 eingestellt. Nicht abgeschlossene
Reformen, die im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens vorgesehen
waren, mussten jedoch im Rahmen der neuen Instrumente fortgefiihrt werden.

Im Falle Ungarns legte die Kommission ihre Griinde fir die Anwendung der
Konditionalitatsverordnung dar; bei Fallen, in denen sie in anderen
Mitgliedstaaten potenzielle VerstoRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit ermittelt, aber keine Malnahmen im Rahmen der Verordnung
angewandt hatte, lieferte sie jedoch keine solche Begriindung.



Mit Stand Ende Dezember 2023 waren zwei Mitgliedstaaten in der Stichprobe
des Hofes von Haushaltsmalinahmen betroffen: Ungarn und Polen, wobei sich die
potenziellen kiinftigen Auswirkungen auf rund 22 Milliarden Euro bzw. 134 Milliarden
Euro beliefen. Bei den Angaben fiir Ungarn wurde der Beschluss vom
13. Dezember 2023 bericksichtigt, nach dem rund 10 Milliarden Euro freizugeben
waren, da Ungarn nach Auffassung der Kommission die die Charta der Grundrechte
betreffende zielibergreifende grundlegende Voraussetzung in Bezug auf die
Unabhangigkeit der Justiz erfullt hatte. Da die Priifungsarbeiten des Hofes bereits vor
diesem Datum abgeschlossen waren, wurde dieser Beschluss zwar bericksichtigt,
diesbeziglich jedoch nicht geprift. Die genannten Betrage betreffen jedoch
hauptsachlich kiinftige Mittelbindungen und Zahlungen, was bedeutet, dass die
tatsachlichen Auswirkungen auf den Haushalt auf kurze Sicht deutlich begrenzter
waren.

Auch wenn erst zu einem spéateren Zeitpunkt bewertet werden kann, wie
wirksam die bisher ergriffenen Haushalts- und AbhilfemalBnahmen sind, ermittelte der
Hof eine Reihe von Risiken, die die Wirksamkeit der MaBnahmen erheblich
beeintrachtigen kdnnten. Insbesondere stellte der Hof fest, dass die formale Befolgung
der AbhilfemaBnahmen durch einen Mitgliedstaat nicht zwangslaufig zu wirksamen
und nachhaltigen Verbesserungen vor Ort fiihrt, die Gber ein bloRes Abhaken der
geforderten Punkte hinausgehen. AuBerdem besteht das Risiko, dass
AbhilfemaRBnahmen spater riickgangig gemacht werden oder dass es gleichzeitig zu
einer Verschlechterung in anderen Bereichen kommt. Auch wenn solche Risiken erst in
Zukunft bewertet werden kénnen, stellt der Hof fest, dass sich die Verpflichtungen der
Kommission betreffend die Berichterstattung tber die Wirksamkeit der
Konditionalitatsverordnung auf die im Januar 2024 vorzulegende Bewertung
beschranken.

Der Hof empfiehlt der Kommission,

fiir die erforderlichen Verwaltungskapazitaten zur Anwendung der
Konditionalitatsverordnung Sorge zu tragen;

fiir sémtliche Mitgliedstaaten systematisch zu ermitteln, zu bewerten und zu
dokumentieren, wie Probleme im Bereich der Rechtsstaatlichkeit im Rahmen der
Konditionalitdtsverordnung angegangen wurden;

die Auswirkungen von MalRnahmen im Zusammenhang mit der
Rechtsstaatlichkeit zu Gberwachen;



alle Vorschlage zur Aufhebung von HaushaltsmaBnahmen auf solide Fakten zu
stitzen;

Uber die Wirksamkeit der als Reaktion auf VerstoRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit ergriffenen MaBnahmen jahrlich Bericht zu erstatten;

den Rahmen zur Starkung des Rechtsstaatsprinzips im Zuge der Ausarbeitung
kinftiger Legislativvorschlage zu verbessern.
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Einleitung

Die EU griindet sich auf eine Reihe gemeinsamer Grundwerte. Diese sind in
Artikel 2 des Vertrags lber die Europaische Union (EUV) verankert. Sobald ein
Kandidatenland ein Mitgliedstaat wird, tritt es einer rechtlichen Konstruktion bei, die
auf der Idee beruht, dass alle Mitgliedstaaten diese gemeinsamen Werte teilen. Dies
bedeutet, dass die Mitgliedstaaten dahin gehend einander vertrauen, dass diese Werte
anerkannt und die Bestimmungen des EU-Rechts zu deren Umsetzung eingehalten
werden. Ein solches gegenseitiges Vertrauen ist in einer Union, die auf der Solidaritat
zwischen den Mitgliedstaaten beruht und in der im groBen Umfang Mittel (ibertragen
werden, um den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt aus dem
EU-Haushalt zu unterstiitzen, von wesentlicher Bedeutung.

Zu den in Artikel 2 EUV verankerten gemeinsamen Werten gehort auch die
Rechtsstaatlichkeit. Diese setzt insbesondere voraus, dass die Rechtsetzung ein
transparenter, rechenschaftspflichtiger, demokratischer und pluralistischer Prozess ist
und dass jegliche 6ffentliche Gewalt innerhalb des geltenden Rechts und im Einklang
mit den Werten der Demokratie und der Achtung der Grundrechte ausgelibt wird. In
der Praxis bedeutet dies, dass alle Blirgerinnen und Biirger und alle Unternehmen
Rechtssicherheit, wirksamen Rechtsschutz durch unabhdngige und unparteiische
Gerichte sowie Nichtdiskriminierung und Gleichheit vor dem Gesetz haben missen.

Im Jahr 2013 schlug das Europdische Parlament vor, dass die Mitgliedstaaten
regelmalig dahin gehend (iberprift werden, ob sie die Grundwerte der EU und die
Anforderungen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit weiterhin einhalten'. Als
Reaktion auf diesen Vorschlag legte die Kommission 2014 einen allgemeinen Rahmen
zur Starkung des Rechtsstaatsprinzips vor?. Dieser Rahmen zielt darauf ab, dass
Umstadnde, bei denen davon ausgegangen wird, dass ihnen eine systemische

EntschlieBung des Europaischen Parlaments, 2012; Bericht von Rui Tavares, 2013; Bericht
von Louis Michel, 2014; Bericht von Kinga Goncz, 2014.

Mitteilung der Kommission: "Ein neuer EU-Rahmen zur Starkung des Rechtsstaatsprinzips",
COM(2014) 158 final.


https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-7-2012-0500_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2013-0229_DE.html#_part1_def5
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0051_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0051_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-7-2014-0122_DE.html
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:caa88841-aa1e-11e3-86f9-01aa75ed71a1.0017.01/DOC_1&format=PDF
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Bedrohung der Rechtsstaatlichkeit in einem Mitgliedstaat innewohnt, angegangen und
bewaltigt werden.

Das Instrumentarium der Kommission zur Rechtsstaatlichkeit und die
Uberwachung der Lage der Rechtsstaatlichkeit durch die Kommission haben sich im
Laufe der Zeit weiterentwickelt, insbesondere mit der Einrichtung des jahrlichen Zyklus
der Rechtsstaatlichkeit, einem praventiven Instrument, im Jahr 2020. Bis zur
Schliefung des Kooperations- und Kontrollverfahrens Mitte 2023 umfasste das
Instrumentarium drei groRe Uberwachungsinstrumente, von denen zwei der Schaffung
des Instrumentariums von 2014 vorausgingen. Siehe Kasten 1.

Kasten 1

Instrumente zur Uberwachung der Rechtsstaatlichkeit

Im von der Kommission vorgelegten Jahresbericht liber die Rechtsstaatlichkeit
werden die Entwicklungen in allen Mitgliedstaaten in vier Schliisselbereichen
(Justizsysteme, Rahmen fiir die Korruptionsbekdampfung, Medienpluralismus und
Medienfreiheit) sowie andere institutionelle Fragen im Zusammenhang mit der
Gewaltenteilung untersucht. Der Bericht enthalt Landerkapitel, die sich auf eine
qualitative Bewertung durch die Kommission stiitzen und in denen neue
Entwicklungen seit dem vorangegangenen Bericht analysiert werden. Seit 2020
hat die Kommission vier Berichte verdffentlicht®. Der Bericht 2022 enthielt
erstmals spezifische Empfehlungen fiir die Mitgliedstaaten. Der Bericht 2023
enthalt ebenfalls Empfehlungen sowie eine Bewertung der Umsetzung friherer
Empfehlungen.

Das EU-Justizbarometer wurde 2013 geschaffen. Mit ihm wird die Wirksamkeit
der Justizsysteme der Mitgliedstaaten (iberwacht, und zwar anhand von drei
Elementen: Effizienz (Ladnge der Gerichtsverfahren, Zahl der abgeschlossenen Fille
im Vergleich zur Zahl der eingehenden Falle (sogenannte
Verfahrensabschlussquote), Zahl der anhangigen Rechtssachen), Qualitat
(Zugénglichkeit, Personalressourcen, Digitalisierung, Haushalt, Ausbildung) und
Unabhangigkeit (wahrgenommene Unabhangigkeit der Justiz, Garantien in Bezug
auf die strukturelle Unabhéangigkeit, einschlieBlich der Richter, Arbeitsweise der
Staatsanwaltschaften). Das EU-Justizbarometer stellt den Mitgliedstaaten jedes
Jahr Daten bereit. Dies soll ihnen helfen, die Wirksamkeit ihrer nationalen
Justizsysteme zu verbessern®.

3 Europaische Kommission, Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit.

4 EU-Justizbarometer.


https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/upholding-rule-law/rule-law/rule-law-mechanism_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/upholding-rule-law/eu-justice-scoreboard_de
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Das Kooperations- und Kontrollverfahren wurde 2007 mit dem Beitritt Bulgariens
und Rumaniens zur EU als UbergangsmaRBnahme eingefiihrt. Ziel war es, die
beiden Mitgliedstaaten bei der Beseitigung von Mangeln in ihren Justizsystemen
und bei der Bekampfung der Korruption und — im Falle Bulgariens — der
organisierten Kriminalitat zu unterstitzen. Es wurden bestimmte Vorgaben
eingefiihrt, anhand deren die Kommission die Lage in diesen beiden
Mitgliedstaaten (iberwachte. Das Verfahren, das urspriinglich fiir einen Zeitraum
von bis zu drei Jahren vorgesehen war>, wurde im September 2023 férmlich
eingestellt®. Die Uberwachung wird — wie bei allen anderen Mitgliedstaaten auch —
im Rahmen der Jahresberichte Uiber die Rechtsstaatlichkeit fortgesetzt.

Zusitzlich zu den genannten Uberwachungsinstrumenten der EU erstellen eine
Reihe von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) eigene Ranglisten zur
Rechtsstaatlichkeit in Landern auf der ganzen Welt, darunter auch den EU-
Mitgliedstaaten. Anhang I enthalt weitere Informationen dariber, wie die Weltbank
und das World Justice Project die Einhaltung der Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit in
den Landern bewerten und entsprechende Rankings erstellen. Eine Quelle, auf die sich
die Kommission in ihrem jlingsten Bericht Gber den wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt’ stutzte, war der Rechtsstaatlichkeitsindex des World
Justice Project, dessen Gesamtindex flir 2022 in Abbildung 1 dargestellt ist.

> Akte Uiber den Beitritt Bulgariens und Rumaniens, Artikel 37 und 38 des Protokolls (iber die
Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumaniens in die
Europaische Union (ABI. L 157 vom 21.6.2005).

¢ Beschluss (EU) 2023/1785 der Kommission zur Aufhebung der Entscheidung 2006/929/EG
zur Einrichtung eines Verfahrens fiir die Zusammenarbeit und die Uberpriifung der
Fortschritte Bulgariens; und Beschluss (EU) 2023/1786 der Kommission zur Aufhebung der
Entscheidung 2006/928/EG zur Einrichtung eines Verfahrens fiir die Zusammenarbeit und
die Uberpriifung der Fortschritte Rumaniens.

7 Européaische Kommission, Achter Bericht (iber den wirtschaftlichen, sozialen und

territorialen Zusammenhalt, S. 219.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L:2005:157:TOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023D1785
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32023D1786
https://ec.europa.eu/regional_policy/information-sources/publications/reports/2022/eighth-report-on-economic-social-and-territorial-cohesion_de
https://ec.europa.eu/regional_policy/information-sources/publications/reports/2022/eighth-report-on-economic-social-and-territorial-cohesion_de

Abbildung 1 — Ranking der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten
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Quelle: World Justice Project — Rule of Law Index 2022, Gesamtindex. Ein hherer Gesamtindex
bedeutet eine bessere Einhaltung der Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit.
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https://worldjusticeproject.org/rule-of-law-index/global/2022/
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Es gibt zwei wichtige Verfahren fir den Umgang mit VerstoRen gegen die
Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten: das Vertragsverletzungsverfahren nach
Artikel 258 des Vertrags tUber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) und als
letztes Mittel das Verfahren nach Artikel 7 EUV.

Gemal Artikel 258 AEUV kann die Kommission aufgrund von Verst6Ren gegen
Verpflichtungen aus den EU-Vertragen, einschlielllich VerstoRRe gegen die
Rechtsstaatlichkeit, Vertragsverletzungsverfahren gegen Mitgliedstaaten
einleiten.

Nach Artikel 7 EUV, der 1997 durch den Vertrag von Amsterdam eingefiihrt
wurde, kann der Rat feststellen, dass die Gefahr einer schwerwiegenden
Verletzung der in Artikel 2 EUV genannten gemeinsamen Werte durch einen
Mitgliedstaat besteht. Der Artikel enthalt zwei Mechanismen zum Schutz der
Werte der EU: PraventivmalRnahmen, wenn die eindeutige Gefahr einer
Verletzung besteht, und Sanktionen, wenn festgestellt wurde, dass eine
Verletzung vorliegt. Die Bandbreite méglicher Sanktionen umfasst auch die
Aussetzung der Stimmrechte im Rat und im Europdischen Rat. Bisher wurde das
praventive Verfahren zweimal in die Wege geleitet: 2017 von der Kommission in
Bezug auf Polen® und 2018 vom Europdischen Parlament in Bezug auf Ungarn®.
Der Rat hat Uber die entsprechenden Vorschlage noch nicht abgestimmt, und das
Ergebnis beider Verfahren steht noch aus.

VerstoRe gegen die Rechtsstaatlichkeit durch die Mitgliedstaaten kdnnen sich
negativ auf die wirtschaftliche Fihrung des Haushalts der EU und den Schutz der
finanziellen Interessen der EU auswirken. Solche Verst6Re kdnnen das
ordnungsgemaRe Arbeiten der Behorden, die den Haushaltsplan der EU ausfihren,
und die damit verbundene Finanzkontrolle, Uberwachung und Rechnungspriifung
beeintrachtigen, aber auch die wirksame gerichtliche Kontrolle durch unabhangige

Europadische Kommission, Vorschlag fiir einen Beschluss des Rates zur Feststellung der
eindeutigen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Rechtsstaatlichkeit durch die
Republik Polen, COM(2017) 835 final, 20.12.2017.

9 EntschlieBung des Europaischen Parlaments vom 12. September 2018, 2017/2131(INL).


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52017PC0835
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52018IP0340
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Gerichte und die Verhiitung und Ahndung von Betrug und Korruption. Sie kénnen auch
andere Umstidnde oder Verhaltensweisen von Behorden betreffen, die fiir eine
wirtschaftliche Haushaltsfiihrung von Bedeutung sind'°,

Die Konditionalitatsverordnung von 2020

Im Jahr 2018 legte die Kommission einen Vorschlag fiir eine Verordnung zum
Schutz der finanziellen Interessen der EU vor Méangeln in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten vor''. Im selben Jahr gab der Hof eine
Stellungnahme zu diesem Vorschlag ab. Siehe Kasten 2.

Kasten 2

Stellungnahme des Hofes zum Vorschlag der Kommission von 2018
fiir eine an die Rechtsstaatlichkeit gekniipfte
Konditionalitatsverordnung

In seiner Stellungnahme von 2018'? zu diesem Vorschlag begriiRte der Hof die
Legislativinitiative und stimmte mit der Kommission darin tGberein, dass
unrechtmaBige und willkiirliche Beschliisse von Behoérden, die mit der
Mittelverwaltung und der gerichtlichen Kontrolle betraut sind, den finanziellen
Interessen der EU schaden kénnen.

Daruber hinaus gab der Hof fiinf Empfehlungen ab, von denen vier letztendlich in
der Konditionalitatsverordnung beriicksichtigt wurden. Nicht aufgegriffen wurde
die Empfehlung, dass die Kommission die potenziellen budgetdren Auswirkungen
einer Kiirzung der EU-Forderung auf den nationalen Haushalt des betroffenen
Mitgliedstaats prifen sollte, bevor sie MaRnahmen vorschlagt.

Im Dezember 2020 nahmen das Européische Parlament und der Rat eine
Verordnung Uber eine allgemeine Konditionalitatsregelung zum Schutz des EU-

10 Artikel 4 Absatz 2 der Konditionalitdtsverordnung.

1 Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber den Schutz

des Haushalts der Union im Falle von generellen Mangeln in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten (COM(2018) 324).

2 Stellungnahme 01/2018, Ziffer 10.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52018PC0324
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/OP18_01/OP18_01_DE.pdf
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Haushalts vor VerstoBen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit'® (die
"Konditionalitatsverordnung") an. Sie gilt seit dem 1. Januar 2021.

Ziel der Verordnung ist es nicht, VerstolRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit zu beheben, sondern im Falle solcher Verstof3e die finanziellen
Interessen der EU zu schiitzen. Die Verordnung gilt fiir den gesamten EU-Haushalt
(d. h. alle Einnahmen und Ausgaben) sowie in Bezug auf alle anderen finanziellen
Interessen der EU, einschlieRRlich NextGenerationEU. Unter bestimmten Bedingungen
kann gemald der Verordnung der Zugang der Mitgliedstaaten zu EU-Mitteln ausgesetzt,
verringert oder eingeschrankt werden. Siehe Kasten 3.

Kasten 3

Anwendung der Konditionalitatsverordnung

Schlagt die Kommission im Falle von Verst6lRen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit dem Rat HaushaltsmafBnahmen vor, so muss sie nachweisen,
dass diese Verstofle die wirtschaftliche Flihrung des Haushalts der EU oder den
Schutz ihrer finanziellen Interessen hinreichend unmittelbar beeintrachtigen oder
ernsthaft zu beeintrachtigen drohen.

Die vorgeschlagenen Haushaltsmallnahmen missen in einem angemessenen
Verhaltnis zu Art, Dauer, Schwere und Umfang der VerstoRe gegen die Grundsatze
der Rechtsstaatlichkeit stehen. Soweit moglich, missen sie auch auf die durch die
VerstoRe beeintrachtigten Handlungen der EU ausgerichtet sein. GemaR der
Verordnung muss die Kommission auch priifen, ob andere Verfahren die
finanziellen Interessen der EU besser schiitzen wirden.

SchlieRRlich kann der Rat den Vorschlag der Kommission mit oder ohne
Anderungen annehmen und mit qualifizierter Mehrheit HaushaltsmaRnahmen
gegen den betreffenden Mitgliedstaat verhangen. Dies erfolgt in Form eines
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates.

Bei der Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit ist eine Zustimmung von
mindestens 55 % der Mitglieder des Rates (in der Praxis 15 von

27 Mitgliedstaaten), die mindestens 65 % der EU-Bevolkerung reprasentieren,
erforderlich.

13 Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 2020 lber eine allgemeine Konditionalitatsregelung zum Schutz des
Haushalts der Union (ABI. L 4331 vom 22.12.2020, S. 1).


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.LI.2020.433.01.0001.01.DEU
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In Anhang Il sind die wichtigsten Schritte bei der Anwendung der
Konditionalitatsverordnung zusammengefasst.

Fondsspezifische Bestimmungen zur Achtung der Rechtsstaatlichkeit:
Aufbau- und Resilienzfazilitat und Kohasionspolitik

Weder die Verordnung Giber die Aufbau- und Resilienzfazilitat (ARF)** noch die
Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen (Dachverordnung)'® fir die vier Fonds
der Kohasionspolitik, einen Fischereifonds und drei Fonds im Bereich Inneres wurden
speziell zur Bekampfung von VerstoRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit
in den Mitgliedstaaten geschaffen. Beide Verordnungen umfassen jedoch Instrumente,
die eingesetzt werden kdnnen, um die finanziellen Interessen der EU vor solchen
VerstoBen zu schiitzen, wenn auch auf unterschiedliche Weise.

In Bezug auf die ARF muss die Kommission sicherstellen, dass die nationalen
Aufbau- und Resilienzplane der Mitgliedstaaten einem wesentlichen Teil der
landerspezifischen Empfehlungen sowie sonstiger Herausforderungen, die in
anderen von der Kommission im Rahmen des Verfahrens des Europaischen
Semesters offiziell angenommenen einschldagigen Dokumenten ermittelt wurden,
wirksam Rechnung tragen. Die landerspezifischen Empfehlungen und sonstigen
Herausforderungen dieser Art konnen dazu flihren, dass in den Aufbau- und
Resilienzplan eines Mitgliedstaats Etappenziele und Zielwerte fir Reformen oder
Investitionsvorhaben aufgenommen werden, mit denen Herausforderungen im
Bereich der Rechtsstaatlichkeit in dem betreffenden Mitgliedstaat bewaltigt
werden sollen (Etappenziele in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit). Darliber hinaus
muss die Kommission bei der Bewertung der nationalen Aufbau- und
Resilienzplane priifen, ob die Mitgliedstaaten (iber angemessene Modalitaten
verfligen, um Betrug, Korruption und Interessenkonflikte bei der Verwendung von
Mitteln aus der ARF zu verhindern, aufzudecken und zu beheben. Wie alle
anderen EU-Mittel miissen auch die Mittel aus der ARF im Einklang mit der
Konditionalitatsverordnung eingesetzt werden'®.

14 Verordnung (EU) 2021/241.
5 Verordnung (EU) 2021/1060.

16 Artikel 8 der Verordnung (EU) 2021/241 (iber die ARF.


https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2021/241/oj?locale=de
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2021/1060/oj?locale=de
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2021/241/oj?locale=de
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In der Dachverordnung sind vier allgemeine Voraussetzungen ("ziellbergreifende
grundlegende Voraussetzungen") festgelegt; eine davon ist die Abhangigkeit der
EU-Finanzierung von der wirksamen Anwendung und Umsetzung der Charta der
Grundrechte. Eines dieser Rechte und ein zentraler Aspekt der Rechtsstaatlichkeit
ist das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein faires Verfahren durch
ein unabhangiges und unparteiisches Gericht’.

Die Haushaltsordnung

Die Haushaltsordnung'® enthilt die allgemeinen Vorschriften fir den EU-
Haushalt. Auch wenn ihr vorrangiges Ziel nicht darin besteht, dass die finanziellen
Auswirkungen von VerstoRen gegen die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten
behoben werden, kann die Kommission einige der in ihr vorgesehenen Verfahren
nutzen, um gegen bestimmte Situationen vorzugehen, die sich aus Verstollen gegen
die Rechtsstaatlichkeit ergeben kdnnen, wie Unregelmaligkeiten, Betrug und
Interessenkonflikte. So kann die Kommission beispielsweise auf der Grundlage des
Friherkennungs- und Ausschlusssystems (EDES) Stellen daran hindern, kiinftige
rechtliche Verpflichtungen einzugehen, oder Vertrage oder Finanzhilfevereinbarungen
beenden.

In den letzten Jahren hat der Hof gepriift, inwieweit die Kommission und die
Mitgliedstaaten Instrumente wie EDES und ARACHNE'® nutzen, um die finanziellen
Interessen der EU vor unseridsen Vertragspartnern — etwa solchen, die an Betrug oder
Korruption beteiligt sind — zu schiitzen. In einem im Jahr 2022 veroffentlichten
Bericht?? kam der Hof zu dem Schluss, dass schwarze Listen im Rahmen von EDES nicht
wirksam genutzt wurden, und empfahl, deren Verwendung auch im Rahmen der
geteilten Mittelverwaltung verbindlich zu machen. Bei einer aktuelleren Prifung zur
Vermeidung von Interessenkonflikten bei den Koh&sions- und Agrarausgaben der EU?*
ermittelte der Hof Liicken in den bestehenden MalRnahmen zur Aufdeckung, Lésung
und Meldung von Interessenkonflikten.

17 Artikel 47 der Charta der Grundrechte der EU.

18 Verordnung (EU) 2018/1046.

19 Europaische Kommission: Einfihrung in das Risikobewertungsinstrument ARACHNE.

20 Sonderbericht 11/2022: "Schutz des EU-Haushalts: Méglichkeiten schwarzer Listen besser
nutzen".

21 Sonderbericht 06/2023: "Interessenkonflikte bei den Koh&sions- und Agrarausgaben der

EU: Ein Rahmen ist vorhanden, aber Transparenz und Aufdeckung sind lickenhaft".


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:12012P/TXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018R1046
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=325&intPageId=3587&langId=de
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_11/SR_Blacklisting_economic_operators_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR-2023-06/SR-2023-06_DE.pdf
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Kommission

Als Hiterin der EU-Vertrage ist die Kommission dafir zustandig, mogliche
VerstoRRe gegen das EU-Recht zu ermitteln und dagegen vorzugehen. Die Kommission
Uberwacht die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten, ermittelt mogliche VerstoRe
und schlagt MalRknahmen vor, um sie im Rahmen der verschiedenen ihr zur Verfiigung
stehenden Verfahren zu beheben. Die Kommission ist fiir die Haushaltsfiihrung der EU
verantwortlich und muss die ordnungsgemafRe Anwendung der Haushaltsordnung und
der fondsspezifischen Bestimmungen sicherstellen, um den EU-Haushalt vor allen
Risiken zu schiitzen, einschlieBlich solcher, die sich aus VerstofRen gegen die
Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten ergeben. SchlieRlich kann die Kommission
ein Verfahren nach Artikel 7 EUV einleiten.

Rat und Europaisches Parlament

Der Rat spielt eine Schlisselrolle beim Schutz der finanziellen Interessen der EU
vor Verstoflen gegen die Rechtsstaatlichkeit, da er befugt ist, rechtsverbindliche
Beschlisse fur alle MaRnahmen nach Artikel 7 EUV und nach der
Konditionalitatsverordnung zu fassen. Der Rat billigt ferner alle Aufbau- und
Resilienzplane im Rahmen der ARF-Verordnung, einschlielRlich derjenigen
Etappenziele, Zielwerte und Mallnahmen, die Fragen der Rechtsstaatlichkeit betreffen.

Das Europaische Parlament kann ein Verfahren nach Artikel 7 EUV einleiten und
hat bestimmte Rechte dahin gehend, von der Kommission Uber verschiedene Schritte
unterrichtet zu werden, die im Rahmen der Konditionalitdtsverordnung vorgeschlagen
und unternommen werden. Es kann Fragen der Rechtsstaatlichkeit auch im Rahmen
des jahrlichen Entlastungsverfahrens behandeln. Es hat jedoch keine
Entscheidungsbefugnis.
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Mitgliedstaaten

Die Verantwortung fir die Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus den EU-
Vertragen ergeben, einschlielllich der Achtung der Rechtsstaatlichkeit, liegt zunachst
bei den Mitgliedstaaten??. In erster Linie sind die nationalen Behorden fur die
Durchfiihrung sowohl der Kohasionspolitik als auch der ARF verantwortlich. In der
Regel sind sie es, die von der EU finanzierte MalRnahmen umsetzen und bewerten.
Dieser Prozess umfasst die Auswahl von Projekten, die Vergabe von Finanzhilfen und
offentlichen Auftragen sowie die Durchflihrung von Compliance-Prifungen. Sowohlim
Bereich der Kohasionspolitik als auch der ARF beruht die Sicherheit, die die
Kommission in Bezug auf den rechtmaRigen und ordnungsgemafien Einsatz von EU-
Mitteln und in Bezug auf die Leistung erlangt, daher vor allem auf wirksamen
Kontrollen und Priifungen durch die Mitgliedstaaten. GemaR der
Konditionalitatsverordnung schldagt die Kommission HaushaltsmalRnahmen vor, die
dann vom Rat angenommen werden. Die Verantwortung daflir, MaBnahmen
vorzuschlagen und umzusetzen, mit denen VerstoRRe gegen die Rechtsstaatlichkeit
behoben und somit Risiken fiir die finanziellen Interessen der EU beseitigt werden,
liegt jedoch bei den Mitgliedstaaten.

22 Artikel 4 Absatz 3 EUV.
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Prifungsumfang und Prifungsansatz

Verschiedene Indikatoren zeigen, dass sich die Lage der Rechtsstaatlichkeit in
einigen EU-Mitgliedstaaten in den letzten 10 Jahren verschlechtert hat (siehe
Anhang I). Der Hof hat daher beschlossen, nun — einige Jahre nach Inkrafttreten der
Konditionalitatsverordnung — diese Priifung durchzufiihren, um zu bewerten,
inwieweit die Kommission die neuen Instrumente, die ihr zum Schutz der finanziellen
Interessen der EU vor Verstof3en gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit zur
Verfligung stehen, bislang genutzt hat. Im Rahmen der Priifung wird auch die
Stellungnahme des Hofes aus dem Jahr 2018 weiterverfolgt, in der dieser den
urspriinglichen Legislativvorschlag der Kommission begriiRt hatte. Der Bericht des
Hofes soll dazu beitragen, dass die Kommission diese neuen Instrumente bis zum Ende
des laufenden mehrjahrigen Finanzrahmens (MFR), der sich Gber den Zeitraum 2021—
2027 erstreckt, bestmoglich nutzen kann.

Im Rahmen seiner Priifung bewertete der Hof, ob die Anwendung der
Konditionalitatsverordnung durch die Kommission angemessen war und mit anderen
im Rahmen der ARF und der Kohdsionspolitik verfliigbaren Instrumenten zum Schutz
des EU-Haushalts vor VerstoRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit im
Einklang stand. Insbesondere untersuchte der Hof, ob

die Konditionalitatsverordnung die anderen Instrumente zum Schutz der
finanziellen Interessen der EU im Rahmen der ARF und der Kohdsionspolitik
wirksam ergénzte;

die Kommission effiziente und zeitnahe MaRBnahmen zur Anwendung der
Konditionalitatsverordnung ergriffen hatte;

mit den von der Kommission eingerichteten Verfahren Verst6RRe gegen die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten wirksam ermittelt und
deren Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU wirksam auf objektive,
unparteiische und faire Weise systematisch bewertet wurden;

die Kommission den Einsatz der verschiedenen verfiigbaren Instrumente zum
Schutz der finanziellen Interessen der EU hinreichend koordiniert und die
Instrumente koharent angewandt hatte;

die Kommission, bevor sie HaushaltsmaBnahmen vorschlug, die Angemessenheit
und VerhaltnismaRigkeit solcher MaBnahmen zur Minderung der festgestellten
Risiken fiir die finanziellen Interessen der EU bewertet hatte;
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die Kommission die erforderlichen Mallnahmen ergriffen hatte, um beurteilen zu
konnen, ob die finanziellen Interessen der EU durch die von den Mitgliedstaaten
zu ergreifenden AbhilfemalBnahmen wirksam vor den ermittelten Verstof3en
gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit geschiitzt werden.

Die Prufung erstreckte sich auf den Zeitraum vom Inkrafttreten der
Konditionalitdatsverordnung im Januar 2021 bis Dezember 2023.

Im Zuge der Prifung untersuchte der Hof

die internen Regelungen der Kommission fiir die Durchsetzung der
Konditionalitatsverordnung;

die MaBnahmen zum Schutz der finanziellen Interessen der EU im Rahmen der
Konditionalitatsverordnung, der ARF-Verordnung und der Dachverordnung fiir
den Zeitraum 2021-2027, die fiir die Fonds der Kohasionspolitik (Europaischer
Fonds flr regionale Entwicklung, Europdischer Sozialfonds Plus, Kohdsionsfonds
und Fonds fiir einen gerechten Ubergang) gilt.

Der Hof konzentrierte seine Priifungsarbeit auf die MaBnahmen der Kommission,
und zwar anhand einer Stichprobe von sechs Mitgliedstaaten. Die Stichprobe umfasste
die Lander, bei denen Verfahren nach Artikel 7 EUV (Polen und Ungarn) und der
Konditionalitatsverordnung (Ungarn) eréffnet wurden, und die Lander, fir die das
Kooperations- und Kontrollverfahren galt (Rumanien und Bulgarien), sowie
Griechenland und Italien (auf der Grundlage ermittelter Herausforderungen im Bereich
der Rechtsstaatlichkeit (siehe Anhang I), der geografischen Ausgewogenheit und der
Wesentlichkeit).

Der Hof flihrte eine Aktenprifung sowohl 6ffentlich zuganglicher Informationen
als auch interner Kommissionsdokumente durch, die die MalRnhahmen der Kommission
im Rahmen der Konditionalitatsverordnung und den Einsatz anderer
Schutzinstrumente im Rahmen der ARF und der Dachverordnung betrafen und die fiir
die Rechtsstaatlichkeit relevant sind. Darliber hinaus fihrte der Hof Gesprache mit
Beamten der zustdandigen Kommissionsdienststellen.
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Die Prifung erstreckte sich nicht auf die Durchfiihrung der ARF und der unter die
Dachverordnung fallenden Fonds. Der Hof fiihrte in diesen Mitgliedstaaten keine
Prifungen durch, um die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit direkt zu untersuchen. Da
die Priifungsarbeiten des Hofes bereits abgeschlossen waren, als die Kommission in
ihrem Beschluss vom 13. Dezember 2023 entschied, dass Ungarn bestimmte
zielUbergreifende grundlegende Voraussetzungen teilweise erfillt hatte, wurde der
Beschluss zwar beriicksichtigt, diesbeziglich jedoch nicht gepriift. Darliber hinaus
bewertete der Hof nicht, ob die im Rahmen der Konditionalitdtsverordnung
auferlegten Haushalts- und AbhilfemaBnahmen die von der Kommission im
Zusammenhang mit den Grundsatzen der Rechtsstaatlichkeit festgestellten Mangel
wirksam behoben haben.
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Bemerkungen

Der Hof bewertete, inwieweit die Konditionalitdtsverordnung die anderen
Instrumente wirksam erganzt, wenn es darum geht, die finanziellen Interessen der EU
zu schitzen und die wirtschaftliche Fiihrung des Haushalts der EU im Rahmen von ARF
und Kohdasionspolitik sicherzustellen. In diesem Zusammenhang untersuchte der Hof
die in den Verordnungen Uber die drei Instrumente enthaltenen rechtlichen
Bestimmungen und deren etwaige Einschrankungen.

Die Konditionalitatsverordnung hat zusammen mit den spezifischen
Bestimmungen der ARF und der Dachverordnung den EU-Rahmen zur
Starkung des Rechtsstaatsprinzips verbessert

Mit dem Inkrafttreten der Konditionalitatsverordnung im Januar 2021 erhielt die
Kommission ein Instrument, das speziell darauf abzielt, die finanziellen Interessen der
EU vor VerstoRRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit zu schiitzen und die
wirtschaftliche Flihrung des Haushalts der EU zu gewahrleisten, fir die die Kommission
im Rahmen des jahrlichen Entlastungsverfahrens letztlich die Verantwortung tragt. Wie
bereits in der Stellungnahme des Hofes dargelegt, verleiht der angenommene
Mechanismus der Kommission mehr Gewicht und ist direkter und terminierter als der
Mechanismus nach Artikel 7 EUV.

Die Konditionalitatsverordnung flihrt Situationen auf, die auf Verst6Be gegen die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit hindeuten und welche Arten von Situationen ein
solcher Verstol} betreffen muss, damit die Verordnung Anwendung findet. Die
Verordnung ermdglicht es der Kommission auch, praventiv zu handeln, bevor die
finanziellen Interessen der EU beeintrachtigt werden, und liefert dafiir eine klare
Rechtsgrundlage und ein klares Verfahren. So tragt die Konditionalitatsverordnung zu
einem verbesserten Rahmen fiir den Schutz der finanziellen Interessen der EU vor
Verstollen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit bei, da sie nicht denselben
Einschrankungen unterliegt wie andere Instrumente, die nicht in erster Linie auf den
Schutz vor solchen VerstoRen abzielen. Zwei dieser Instrumente werden in diesem
Bericht behandelt: die ARF-Verordnung und die Dachverordnung.
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Insgesamt fuhrt das Instrumentarium — bestehend aus der
Konditionalitdatsverordnung, aus rechtsstaatlichkeitsbezogenen Etappenzielen und
Zielwerten im Rahmen der ARF-Verordnung und aus der die Charta der Grundrechte
betreffenden ziellbergreifenden grundlegenden Voraussetzung gemaR der
Dachverordnung — zu einem umfassenderen Rahmen fiir den Schutz der finanziellen
Interessen der EU vor VerstolRen gegen die Grundsadtze der Rechtsstaatlichkeit im
Zeitraum 2021-2027. Wéahrend die Konditionalitatsverordnung jedoch alle EU-Fonds
abdeckt, gelten die ziellbergreifenden grundlegenden Voraussetzungen der
Dachverordnung nur fiir die acht genannten Fonds. Fiir die anderen EU-Fonds, wie die
Fonds der Gemeinsamen Agrarpolitik, gelten sie nicht.

SchlielRlich werden alle von der Kommission im Rahmen der
Konditionalitatsverordnung vorgeschlagenen HaushaltsmalRnahmen vom Rat
angenommen (mit qualifizierter Mehrheit) oder abgelehnt. Die Kommission und alle
Mitgliedstaaten sind also gemeinsam fiir den Schutz der finanziellen Interessen der EU
vor den negativen Auswirkungen von VerstolRen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit verantwortlich (siehe Ziffer 18).

Bestimmte konzeptionelle Aspekte der Konditionalitatsverordnung
konnen Risiken fiir ihre wirksame Anwendung bergen
In der Konditionalitdtsverordnung ist nicht festgelegt, was einen hinreichend

unmittelbaren Zusammenhang zwischen Verst6Ben gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit und den finanziellen Interessen der EU darstellt

Die Voraussetzung, dass VerstofRe gegen die Grundséatze der Rechtsstaatlichkeit in
einem Mitgliedstaat die wirtschaftliche Fiihrung des Haushalts der EU oder den Schutz
der finanziellen Interessen der EU "hinreichend unmittelbar" beeintrachtigen oder
ernsthaft zu beeintrachtigen drohen missen, ist ein wichtiger Aspekt, hinsichtlich
dessen sich die endgiiltigen Bestimmungen der Konditionalitatsverordnung von dem
Vorschlag unterscheiden, auf den der Hof seine Stellungnahme gestiitzt hat?®. Da die
Verordnung keine detaillierten Kriterien fir die Bewertung und Feststellung eines
entsprechenden Zusammenhangs enthilt, hat diese Anderung die Anwendung der
Verordnung restriktiver und schwieriger gemacht als urspriinglich vorgesehen.

2 Stellungnahme 01/2018.


https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/OP18_01/OP18_01_DE.pdf

26

Auf kurze Sicht kénnte eine Sperrung von EU-Mitteln die Verwirklichung der
politischen Ziele der EU behindern

Die in der Konditionalitatsverordnung festgelegten HaushaltsmaRBnahmen
umfassen die Aussetzung von Mittelbindungen und Zahlungen sowie das Verbot des
Eingehens neuer rechtlicher Verpflichtungen und des Abschlusses neuer
Vereinbarungen Uber Darlehen oder andere Instrumente. In der Verordnung ist
klargestellt, dass HaushaltsmalRnahmen den Mitgliedstaat nicht von seinen
Verpflichtungen gegeniliber Endempfangern oder Beglinstigten im Rahmen des
entsprechenden Programms befreien. Bei geteilter Mittelverwaltung muss der
Mitgliedstaat dariiber Bericht erstatten, wie er seinen Verpflichtungen gegeniiber
Endempfingern oder Begiinstigten nachkommt.

Letztlich liegt es in der Verantwortung der Mitgliedstaaten, die
Rechtsstaatlichkeit zu wahren und allen ihren bestehenden rechtlichen
Verpflichtungen nachzukommen. Dies kann nicht Aufgabe der Kommission sein. Eine
etwaige kurzfristige Folge solcher HaushaltsmaRBnahmen besteht jedoch darin, dass die
nationalen Behorden unter Umstanden nicht Gber die finanziellen oder rechtlichen
Moglichkeiten verfligen, Programme in gleicher Weise durchzufiihren, wie dies mit
Unterstitzung durch die EU der Fall ware. Wenn ein Mitgliedstaat seinen
Verpflichtungen nicht nachkommt, kann dies die Verwirklichung der Ziele der EU wie
den sozialen und territorialen Zusammenhalt und die berufliche und personliche
Entwicklung von in Ausbildung befindlichen Menschen beeintrachtigen, was auf kurze
Sicht negative Auswirkungen auf die Blrgerinnen und Burger der EU haben kdnnte. So
sind etwa Studierende moglicherweise nicht in der Lage, am Austauschprogramm
Erasmus+ teilzunehmen.

Der Hof untersuchte die MalRnahmen, die die Kommission zur Anwendung der
Konditionalitatsverordnung ergriffen hat. Insbesondere befasste er sich damit, wie die
Kommission Leitlinien fur die Ermittlung und Bewertung von VerstoRen gegen die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit ausgearbeitet hat und ob sie dies zeitnah getan hat.
Neben den verfahrenstechnischen Aspekten bewertete der Hof auch, ob angemessene
Personalressourcen zugewiesen wurden und ob ein wirksames Fallbearbeitungssystem
zum Einsatz kam, um die Konditionalitdatsverordnung wirksam anzuwenden.
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Die Kommission hat zeitnah mit der Ausarbeitung von Leitlinien
begonnen

Die Kommission begann Anfang 2021 mit ihrer internen Arbeit im Hinblick auf die
konkrete Anwendung der Konditionalitatsverordnung. Der erste Entwurf der offiziellen
Leitlinien wurde im Marz 2021 fertiggestellt; die Leitlinien wurden dann am
18. Marz 2022 veréffentlicht?4. Mit der — nach dem Urteil des Europaischen
Gerichtshofs vom Februar 2022%° erfolgten — Veroffentlichung ihrer Leitlinien
unterrichtete die Kommission alle Interessentrager dariiber, wie sie die
Konditionalitatsverordnung objektiv, fair, unparteiisch und faktenbasiert anwenden
sowie ein ordnungsgemaRes Verfahren, Nichtdiskriminierung und die
Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten sicherstellen wiirde. Die Ver6ffentlichung dieser
Leitlinien war eine Voraussetzung fir die politische Einigung der Mitgliedstaaten liber
die Annahme der Konditionalitdtsverordnung?®.

Dariber hinaus arbeitete die Kommission eine Reihe interner Anweisungen fir
das Personal (im Folgenden "interne Leitfaden") aus, die verschiedene Dokumente wie
einen Vermerk zur Methodik, eine Checkliste fiir die Erstellung von Fallen, Diagramme
zum Arbeitsablauf und zum Lebenszyklus von Fallen sowie interne
Verfahrensvorschriften fur die Anwendung der Konditionalitatsverordnung beinhalten.
Die erste Fassung wurde im Dezember 2021 fertiggestellt; die Fassungen werden
regelmalig aktualisiert, zuletzt war dies im Mai 2022 (d. h. in dem von dieser Priifung
abgedeckten Zeitraum) der Fall.

% Leitlinien der Kommission fiir die Anwendung der Konditionalitdtsverordnung,
2022/C 123/02.

% Urteil vom 16. Februar 2022, Ungarn gegen Europdisches Parlament und Rat der

Europdischen Union, C-156/21, EU:C:2022:97, und Urteil vom 16. Februar 2022, Republik
Polen gegen Europdisches Parlament und Rat der Europdischen Union, C-
157/21, EU:C:2022:98.
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Schlussfolgerungen der Tagung des Europdischen Rates, 10./11. Dezember 2020, Teil |
Nummer 2 Buchstaben b und c.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2022.123.01.0012.01.DEU
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62021CJ0156
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62021CJ0157
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62021CJ0157
https://www.consilium.europa.eu/media/47346/1011-12-20-euco-conclusions-de.pdf
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Die veroffentlichten Leitlinien und internen Leitfaden decken zusammen alle
erforderlichen Verfahrensschritte (siehe Anhang Il) in unterschiedlicher Detailtiefe ab.
Sie erfillen insofern die grundlegenden Anforderungen der
Konditionalitatsverordnung, als sie den Bediensteten der Kommission Anweisungen an
die Hand geben, wie eine griindliche qualitative Bewertung auf objektive,
unparteiische und faire Weise durchzufiihren ist. In ihnen wird auch auf mégliche
Informationsquellen fiir die Ermittlung von VerstoRen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten hingewiesen, und zwar auf Grundlage der in
der Verordnung enthaltenen indikativen Liste?’. GemaR den internen Leitfaden sind
diese Informationsquellen jedoch auf Einzelfallbasis und nicht systematisch fir alle
Mitgliedstaaten zu konsultieren.

Den Leitlinien der Kommission mangelt es an Klarheit in Bezug auf
bestimmte Aspekte

Insgesamt ist der Hof der Auffassung, dass die internen Leitfaden und die
veroffentlichten Leitlinien zusammengenommen in einigen Bereichen nicht detailliert
genug sind, als dass sie den Kommissionsbediensteten Orientierungshilfe geben
konnten. Insbesondere decken sie bestimmte Schllsselaspekte nicht so detailliert ab,
dass eine einheitliche und wirksame Anwendung der Konditionalitdtsverordnung in
allen Mitgliedstaaten und allen Situationen, auf die sie anwendbar sein konnte,
gewadhrleistet ware:

Sie bieten keinen ausreichenden Rat dahin gehend, wie beurteilt werden kann, ob
ein hinreichend unmittelbarer Zusammenhang zwischen VerstoRen gegen die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit und Risiken fiir die wirtschaftliche Fiihrung des
Haushalts der EU oder den Schutz der finanziellen Interessen der EU besteht. In
den veroffentlichten Leitlinien heil3t es, dass ein "echter" oder "tatsachlicher"
Zusammenhang bestehen sollte?®. In den internen Leitfaden wird lediglich darauf
hingewiesen, dass von dem Vorliegen eines solchen hinreichend unmittelbaren
Zusammenhangs ausgegangen werden kann, wenn dhnliche Situationen oder
Verhaltensweisen in der Vergangenheit Auswirkungen auf den EU-Haushalt
hatten. Sie enthalten ferner nicht genligend Hinweise darauf, welche Art von
Bedrohungen fiir die Unabhéangigkeit der Justiz einen hinreichend unmittelbaren
Zusammenhang begriinden konnte.

?7 Erwigungsgrund 16 der Konditionalitdtsverordnung.

22 Nummer 33 der Leitlinien.
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In ihnen wird nicht angemessen dargelegt, wie die Kommission bei der Bewertung
von Fallen im Rahmen der Konditionalitatsverordnung einen proaktiven Ansatz
gewahrleisten wird.

Sie enthalten keinen ausreichenden Rat dazu, wie die begrenzte Anzahl an
HaushaltsmaBnahmen, die im Rahmen der Konditionalitatsverordnung moglich
ist, genutzt werden kann, um VerstoRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit, bei denen ein hinreichend unmittelbarer Zusammenhang mit
Risiken fir die Eigenmittel der EU wie Mehrwertsteuer- und Zolleinnahmen
besteht, wirksam zu bekampfen.

Sie enthalten nur wenige Informationen dariiber, wie die Wirksamkeit von
Haushalts- und AbhilfemalRnahmen bewertet werden kann.

Was die Komplementaritat mit anderen Instrumenten anbelangt, so enthalten
sowohl die veroffentlichten Leitlinien als auch die internen Leitfaden einige
Anweisungen dazu, wie die Anwendung der Konditionalitatsverordnung mit Blick auf
andere Instrumente, wie etwa die durch die ARF-Verordnung und die Dachverordnung
gebotenen Moglichkeiten, zu rechtfertigen ist. Zentrale Aspekte wie ihren
Anwendungsbereich, moégliche MaRnahmen oder das anzuwendende
Annahmeverfahren umfassen sie jedoch nicht. Das Fehlen detaillierter
Orientierungshilfe zu diesen Fragen kann die einheitliche Anwendung aller verfiigbaren
Instrumente durch die Kommission beeintrachtigen und macht es schwierig, die
Entscheidung zu rechtfertigen, ein spezifisches Instrument oder mehrere Instrumente
zur Bewaltigung bestimmter Herausforderungen einzusetzen.

Die Kommission muss ihre Verwaltungskapazitaten noch ausbauen, um
die Konditionalitdtsverordnung wirksam anzuwenden

Innerhalb der Kommission liegt die Zustandigkeit fir die Durchfihrung der
Konditionalitatsverordnung bei der Generaldirektion Haushalt (GD BUDG). Mit Stand
Februar 2023 hatte die Kommission 10 Personen in der GD BUDG direkt und dauerhaft
fur die Anwendung der Konditionalitdtsverordnung abgestellt. Nach Auffassung der
Kommission entsprechen diese 10 Personen unter Berlicksichtigung ihrer sonstigen
Zustandigkeiten finf Vollzeitkraften. Dartber hinaus tragen weitere Bedienstete in
anderen Kommissionsdienststellen bei Bedarf indirekt zu der entsprechenden Arbeit
bei.
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Die Kommission nahm keine vorherige Bewertung der flr die Anwendung der
Konditionalitdatsverordnung erforderlichen Anzahl von Personen vor. Der Hof stellte
fest, dass der derzeitige Personalbestand fiir eine eingehende Priifung der Lage der
Rechtsstaatlichkeit in allen 27 Mitgliedstaaten oder fiir die erforderlichen
FolgemaBnahmen unzureichend erscheint.

Daruber hinaus erfordert die transparente und kohdarente Anwendung der
Konditionalitatsverordnung auf alle Mitgliedstaaten ein wirksames IT-
Fallbearbeitungssystem, um die ergriffenen MaRnahmen zu verwalten und zu
dokumentieren. Ein solches System sollte es ermdglichen, die erhaltenen
Informationen zu dokumentieren, den Zugang zu diesen Informationen zu
kontrollieren und Handlungen elektronisch vorzunehmen, und es sollte eine
systematische interne und externe Aufsicht durch die zustdndigen Behorden
(Gerichtshof, Europaischer Biirgerbeauftragter und Europaischer Rechnungshof)
ermoglichen.

Die Kommission hat 2021 damit begonnen, die technischen Spezifikationen dafir
festzulegen, dass ein bestehendes Fallbearbeitungssystem so angepasst werden kann,
dass darin Dokumente im Zusammenhang mit der Verwaltung des in der
Konditionalitatsverordnung festgelegten Verfahrens erfasst werden kénnen. Zum
Zeitpunkt der Prifungsarbeiten des Hofes war das System ("CASE@EC for RoLC") zwar
in der Lage, Dokumente zu erfassen, die tagliche Arbeit und Entscheidungsfindung bei
der Anwendung der Konditionalitdtsverordnung erleichterte es jedoch noch nicht.
Dadurch ist es schwieriger, die Verordnung koharent und effizient anzuwenden.
Zudem sollte das System plangemaf nicht vor Herbst 2023 voll funktionsfdhig sein.

Der Hof priifte, ob mit den von der Kommission genutzten Informationsquellen
und eingerichteten Verfahren Verstol3e gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit
in allen Mitgliedstaaten wirksam ermittelt wurden und ob die Kommission die
moglichen Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU konsequent bewertet.
Dabei handelt es sich um einen kontinuierlichen Prozess, der systematisch fiir alle
Mitgliedstaaten durchzufiihren ist.



31

Ermittlung von VerstéRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit
in den Mitgliedstaaten: Jahresbericht iiber die Rechtsstaatlichkeit als
wichtigste Informationsquelle

Die Kommission veréffentlichte ihren ersten Jahresbericht Gber die
Rechtsstaatlichkeit im September 2020, kurz vor der Annahme der
Konditionalitatsverordnung. Seitdem wurden drei weitere Ausgaben veréffentlicht: im
Juli 2021, im Juli 2022 und Juli 2023. Die Berichte stiitzen sich auf eine Vielzahl von
Quellen. Seit 2022 enthalten die Berichte Empfehlungen an die Mitgliedstaaten. Seit
2023 enthalten die Berichte auch Angaben dazu, inwieweit die Empfehlungen
umgesetzt wurden. Der Hof hat die jahrliche Berichterstattung der Kommission tiber
die Rechtsstaatlichkeit analysiert. Die Analyse wird in einem separaten Bericht
veroffentlicht?.

Bislang ist der Jahresbericht Gber die Rechtsstaatlichkeit die wichtigste
Informationsquelle, die die Kommission fir die Anwendung der
Konditionalitatsverordnung verwendet. In den Landerkapiteln dieses Jahresberichts
werden fir alle 27 Mitgliedstaaten die Herausforderungen im Bereich der
Rechtsstaatlichkeit dargelegt. Die Kommission erstellt diese Berichte auf der Grundlage
eines kontinuierlichen Dialogs mit den Mitgliedstaaten und stitzt sich auf eine Vielzahl
zusatzlicher Quellen?’, einschlieRlich der in der Konditionalitdtsverordnung genannten
Quellen.

Nach Angaben der Kommission erhielt diese fur ihren Bericht 2023 rund
250 horizontale und landerspezifische Beitrage von einer Vielzahl von Stellen, darunter
EU-Agenturen, europaische Netzwerke, nationale und européische Organisationen der
Zivilgesellschaft und Berufsverbande sowie internationale und europdische
Organisationen. AulRerdem organisierte die Kommission mehr als 530 Online-Sitzungen
mit nationalen Behdrden, unabhangigen Stellen und Interessentragern, darunter
Organisationen der Zivilgesellschaft. Der Jahresbericht liber die Rechtsstaatlichkeit
dient als wichtige Grundlage fir die Ermittlung von VerstoRen gegen die Grundsatze
der Rechtsstaatlichkeit im Rahmen der Konditionalitdtsverordnung, auch wenn dies
nicht sein vorrangiges Ziel ist.

29 Analyse 02/2024: "Berichterstattung der Kommission tber die Rechtsstaatlichkeit".

30" Européaische Kommission, Methodology for the preparation of the Annual Rule of Law
Report.


https://commission.europa.eu/system/files/2023-07/63_1_52674_rol_methodology_en.pdf
https://commission.europa.eu/system/files/2023-07/63_1_52674_rol_methodology_en.pdf
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Es war nicht klar, warum und wann die Kommission andere Quellen
verwendete

Zusatzlich zu den Jahresberichten liber die Rechtsstaatlichkeit holte die
Kommission Informationen aus allen in der Konditionalitdtsverordnung genannten
Quellen ein, mit Ausnahme der Agentur der Europaischen Union fiir Grundrechte, die
fur die sechs Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes nicht konsultiert wurde.

Was die Nutzung der in den Leitlinien der Kommission genannten zusatzlichen
Informationsquellen anbelangt, so priifte die Kommission Vorwiirfe und Beschwerden
hinsichtlich einiger Mitgliedstaaten, um potenzielle VerstoRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit zu ermitteln, und erlangte im Falle eines Mitgliedstaats Nachweise
im Wege einer externen Studie. Der Hof stellte jedoch auch fest, dass die Verwendung
solcher erganzenden Informationen in Bezug auf die sechs Mitgliedstaaten in der
Stichprobe des Hofes unterschiedlich war, und die Kommission legte wahrend der
Prifung keine Griinde fiir die Anwendung eines solchen einzelfallbezogenen Ansatzes
dar.

Die Kommission hat ihr Stufenkonzept fiir die Bewertung der
potenziellen Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU nicht
ausreichend dokumentiert

Auch wenn es nicht formalisiert ist, wendet die Kommission in der Praxis ein
Stufenkonzept an, um VerstoRe gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit zu
ermitteln und die méglichen Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU zu
bewerten. Hinsichtlich der Anwendung der Konditionalitatsverordnung stellte der Hof
flnf unterschiedliche Stufen fest, wobei auf der letzten Stufe das fristgebundene
Verfahren (mit einer Dauer von finf bis neun Monaten) durch eine Mitteilung an den
betreffenden Mitgliedstaat gemal Artikel 6 Absatz 1 eingeleitet wird. Siehe
Abbildung 2.
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Abbildung 2 — Stufenkonzept bei der Anwendung der
Konditionalitatsverordnung

Uberpriifung auf Verst6Be gegen die Rechtsstaatlichkeit

Alle 27 Mitgliedstaaten werden in erster Linie auf Grundlage der
jahrlichen Berichte tiber die Rechtsstaatlichkeit, gegebenenfalls
aber auch anhand anderer Quellen tiberpriift.

Ermittlung von Fillen, die potenziell fiir die
Konditionalitdtsverordnung relevant sind

Dabei sollte eine systematische Risikoanalyse anhand vorab
festgelegter Kriterien zugrunde gelegt werden. Diese Stufe
betrifft derzeit neun Mitgliedstaaten.

Zusitzliche Uberpriifung anhand verschiedener Quellen
Diese Stufe betrifft derzeit vier Mitgliedstaaten.

Offizielle Anforderung von Informationen beim betreffenden
Mitgliedstaat (Artikel 6 Absatz 4)

Optionale Stufe, die derzeit Ungarn und Polen betrifft.

Schriftliche Mitteilung (Artikel 6 Absatz 1), mit der ein
fristgebundenes Verfahren in Bezug auf den
MaBnahmenvorschlag eingeleitet wird, den die Kommission
dem Rat unterbreitet

Diese Stufe betrifft derzeit Ungarn.

Quelle: Analyse des internen Arbeitsprozesses der Kommission durch den Hof.

Bis zum Abschluss der Priifungsarbeiten des Hofes hatte die Kommission eine
erste Uberpriifung aller 27 Mitgliedstaaten auf VerstéRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit durchgefiihrt. In deren Rahmen hatte sie bei neun Mitgliedstaaten
potenzielle Probleme ermittelt und begonnen zu priifen, ob es sich dabei um Falle im
Sinne der Konditionalitatsverordnung handeln konnte. AnschlieRend fihrte sie in
Bezug auf vier Mitgliedstaaten eine eingehendere Analyse sowie weitere
Untersuchungen durch. Mit Stand September 2023 hatte die Kommission offizielle
MaBnahmen nach Artikel 6 Absatz 4 der Konditionalitatsverordnung im Hinblick auf
Ungarn und Polen ergriffen (Stufe 4) und das Verfahren nach Artikel 6 Absatz 1 im
Hinblick auf Ungarn eingeleitet (Stufe 5).
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Grundsatzlich steht dieses Stufenkonzept im Einklang mit der
Konditionalitatsverordnung. Der Hof ist jedoch der Auffassung, dass die Kommission
ihre Kriterien fiir den Ubergang von einer Stufe zur nachsten niher erldutern sollte.
Dies hat sie bislang nicht getan.

Die Analyse des Hofes ergab, dass der Prozess der Entscheidung darlber, in
welchen Fillen die ndchste Bewertungsstufe eingeleitet und in welchen eine
eingehendere Analyse durchgefiihrt werden sollte, nicht dokumentiert wurde. Der Hof
erlangte keine Nachweise dariber, wie die Kommission systematische Risikoanalysen
vornahm, um ihre Entscheidungen zu untermauern.

Obwohl beispielsweise im Jahresbericht der Kommission liber die
Rechtsstaatlichkeit bei allen 27 Mitgliedstaaten einige Herausforderungen im Bereich
der Rechtsstaatlichkeit festgestellt worden waren, hatte die Kommission in Bezug auf
zwei der sechs Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes keine spezifischen
Malnahmen im Rahmen der Konditionalitatsverordnung ergriffen, um weiter mogliche
VerstolRRe gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit zu ermitteln. Sie hatte auch
keinerlei Bewertung der Frage dokumentiert, ob die ermittelten Herausforderungen im
Bereich der Rechtsstaatlichkeit Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU
haben. Im Falle Polens hat die Kommission die Antworten der zustandigen Behorden
auf ihr Auskunftsersuchen nach Artikel 6 Absatz 4 erhalten und ausgewertet. Auf
dieser Grundlage gelangte sie zu der Auffassung, dass eine der moglichen Optionen
darin bestehen kénnte, zur ndchsten Stufe Gberzugehen. Letztlich kam die Kommission
zu dem Schluss, dass es angemessener ware, die Situation in Bezug auf die gemald der
Konditionalitatsverordnung ermittelten VerstolRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit und deren mogliche Auswirkungen auf die finanziellen Interessen
der EU weiter zu beobachten.
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Die Kommission hatte ihre Bewertungen gemal der Konditionalitatsverordnung,
bei denen sie der Frage nachging, ob die finanziellen Interessen der EU konsequent
und angemessen vor ermittelten potenziellen Verst6Ren gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit geschiitzt wurden, im Falle von flinf der sechs Mitgliedstaaten in
der Stichprobe des Hofes unzureichend dokumentiert. Eine Ausnahme bildete Ungarn;
im Falle dieses Mitgliedstaats wurden Malinahmen im Rahmen der
Konditionalitatsverordnung und der beiden anderen Instrumente ergriffen.

Nicht abgeschlossene Reformen, die im Kooperations- und
Kontrollverfahren vorgesehen waren, werden im Rahmen der
derzeitigen Instrumente fortgefiihrt

Als Bulgarien und Rumanien im Jahr 2007 der EU beitraten, wurde fiir beide das
Kooperations- und Kontrollverfahren eingerichtet (siehe Kasten 1). Die Kommission
legte sechs Vorgaben fiir Bulgarien®! und vier fir Rumanien’ fest, um deren
Fortschritte in Bereichen zu bewerten, die fiir die Einhaltung der Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit von grofRer Bedeutung sind. Im Jahr 2017 veroffentlichte die
Kommission zwei Berichte, in denen sie ndher darlegte, welche Anforderungen sie im
Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens an Bulgarien* und Rumanien*
stellt.

Im September 2023 beschloss die Kommission, das Kooperations- und
Kontrollverfahren fur Bulgarien und Ruménien férmlich einzustellen®. Der Hof stellt
jedoch Folgendes fest:

Seit 2019 wurden fir Bulgarien keine weiteren Berichte im Rahmen des
Kooperations- und Kontrollverfahrens erstellt, da die Kommission der Auffassung
war, dass Bulgarien bei der Erfiillung der zum Zeitpunkt des EU-Beitritts

31 Entscheidung der Kommission zur Einrichtung eines Verfahrens fur die Zusammenarbeit

und die Uberpriifung der Fortschritte Bulgariens, 2006/929/EG.

32 Entscheidung der Kommission zur Einrichtung eines Verfahrens fir die Zusammenarbeit

und die Uberpriifung der Fortschritte Rumaniens, 2006/928/EG.

3 Bericht der Kommission an das Europaische Parlament und den Rat Giber Bulgariens

Fortschritte im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens, COM(2017) 750 final.
3 Bericht der Kommission an das Européische Parlament und den Rat (iber Ruméniens

Fortschritte im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens, COM(2017) 44 final.

35 Sjehe FuRnote °.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32006D0929
https://eur-lex.europa.eu/eli/dec/2006/928/oj
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52017DC0750&qid=1678958045792
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:52017DC0044
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eingegangenen Verpflichtungen ausreichende Fortschritte erzielt hatte®°. Dabei
hat die Kommission selbst eingerdumt, dass Bulgarien seine Reformen fortsetzen
muss®’. Im letzten Bericht Gber Rumanien wird ebenfalls eingerdumt, dass
weitere Reformen erforderlich sind.

Im jangsten Jahresbericht der Kommission (iber die Rechtsstaatlichkeit wird auf
eine Reihe von Problemen im Zusammenhang mit den Vorgaben des
Kooperations- und Kontrollverfahrens hingewiesen, die weitere MaBnahmen
beider Mitgliedstaaten erfordern wiirden.

Im Hinblick auf die Konditionalitatsverordnung stellte der Hof fest, dass die
Kommission weder ihre Bewertungen fiir Bulgarien und Rumanien zufriedenstellend
dokumentiert noch die Stufe, zu der sie im Rahmen ihres Stufenkonzepts Gibergehen
sollte, festgelegt hatte (siehe Abbildung 2). Der Hof stellte jedoch fest, dass in den
nationalen Aufbau- und Resilienzplanen Bulgariens und Rumaniens einige Etappenziele
und Zielwerte in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit enthalten sind, die fiir die Vorgaben
des Kooperations- und Kontrollverfahrens relevant sind (siehe Anhang IlI).

% Européaische Kommission, Bericht der Kommission an das Européische Parlament und den

Rat iber Bulgariens Fortschritte im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens,
22. Oktober 2019, S. 13.

*” Ebd.

3 Européaische Kommission, Bericht der Kommission an das Européische Parlament und den

Rat Uber Rumaniens Fortschritte im Rahmen des Kooperations- und Kontrollverfahrens,
22. November 2022, S. 13.

3 Anhang zum Bericht tiber die Rechtsstaatlichkeit 2023, S. 2 fiir Bulgarien und S. 31 fiir
Rumanien.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019DC0498
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019DC0498
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022DC0664
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022DC0664
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:f3880d7f-1c13-11ee-806b-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_2&format=PDF

37

Die Konditionalitatsverordnung ist zwar die einzige Verordnung, die dem
besonderen Zweck dient, die finanziellen Interessen der EU vor VerstéRen gegen die
Grundsétze der Rechtsstaatlichkeit zu schiitzen, doch kénnen die ARF-Verordnung und
die Dachverordnung ebenfalls einen Beitrag dazu leisten (siehe Ziffer 12). Formell kann
die Kommission die Konditionalitatsverordnung nur anwenden, wenn sie der
Auffassung ist, dass andere Verfahren den EU-Haushalt weniger wirksam schiitzen“°,
Daher missen — auch wenn es diesbezliglich keine ausdrickliche rechtliche
Verpflichtung gibt — diese Verordnungen so angewandt werden, dass sie einander
erganzen, um die finanziellen Interessen der EU so wirksam wie moglich zu schiitzen.
Im Folgenden bewertet der Hof die MalRnahmen, die die Kommission im Rahmen der
ARF-Verordnung, der Dachverordnung und der Konditionalitatsverordnung ergriffen
hat.

Bei jedem der sechs Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes wandte
die Kommission mindestens eines der drei Instrumente an

In einer Reihe von Fallen machte die Kommission in dem von dieser Priifung
abgedeckten Zeitraum von ihren Vorrechten im Rahmen der ARF-Verordnung und —
hinsichtlich der Fonds der Kohé&sionspolitik —im Rahmen der Dachverordnung
Gebrauch, um Herausforderungen fiir die Rechtsstaatlichkeit und Mangel in den
nationalen Verwaltungs- und Kontrollsystemen fiir diese EU-Fonds anzugehen.

Bei jedem der sechs Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes (Bulgarien,
Griechenland, Ungarn, Italien, Polen und Rumanien) wandte die Kommission
mindestens eines der Instrumente an. Tabelle 1 enthilt einen Uberblick tGber die
spezifischen Mallnahmen, die in Bezug auf die einzelnen Mitgliedstaaten ergriffen
wurden.

0 Artikel 6 Absatz 1 der Konditionalitatsverordnung.



38

Tabelle 1 - MaBnahmen, die im Rahmen der drei Instrumente in Bezug

auf die Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes ergriffen wurden

Land

Bulgarien

Instrument

MafRlnahme

Konditionalitdtsverordnung

Keine MaRnahmen.

Dachverordnung

Die Charta der Grundrechte wird als wirksam
angewandt und umgesetzt betrachtet.

ARF

Der Hof ermittelte 13 Etappenziele in Bezug auf
die Rechtsstaatlichkeit, wobei das letzte
Etappenziel bis zum 1. Quartal 2026 zu
erreichen ist.

Es gab drei "Super-Etappenziele", die sich nicht
ausschlieRlich auf die Rechtsstaatlichkeit
bezogen und vor dem Erhalt von Zahlungen zu
erreichen waren. Die Kommission hat diese
Ziele als zufriedenstellend erreicht bewertet.

Griechenland

Konditionalitdtsverordnung

Keine MalRnahmen.

Dachverordnung

Die Charta der Grundrechte wird als wirksam
angewandt und umgesetzt betrachtet.

ARF

Der Hof ermittelte 5 Etappenziele in Bezug auf
die Rechtsstaatlichkeit, wobei das letzte
Etappenziel bis zum 4. Quartal 2022 zu
erreichen war.

Es gab ein "Super-Etappenziel", das vor dem
Erhalt von Zahlungen zu erreichen war und das
die Kommission als zufriedenstellend erreicht
bewertet hat.




Ungarn

Konditionalitatsverordnung

Dachverordnung

ARF
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Es wurden MaRBnahmen vorgeschlagen, die mit
einigen Anderungen vom Rat gebilligt wurden.

Aussetzung von 55 % (6,4 Milliarden Euro) der
Mittelbindungen fir drei kohdsionspolitische
Programme sowie Verbot, im Rahmen der
direkten oder indirekten Mittelverwaltung
rechtliche Verpflichtungen mit Trusts von
offentlichem Interesse und von ihnen
unterhaltenen Einrichtungen einzugehen.

Bis Mitte Dezember 2023 wurden die
ziellibergreifenden grundlegenden
Voraussetzungen nicht erfillt, wodurch die
kiinftige Erstattung von EU-Mitteln in Hohe von
fast 22 Milliarden Euro blockiert wurde.
Vorauszahlungen und technische Hilfe waren
nicht betroffen; 0,6 Milliarden Euro wurden
ausgezahlt.

Nach ihrem Beschluss vom 13. Dezember 2023,
der sich auf die Erfiillung der dritten
ziellibergreifenden grundlegenden
Voraussetzung im Hinblick auf die
Unabhangigkeit der Justiz bezog, kiindigte die
Kommission an, dass Ungarn Erstattungen von
bis zu etwa 10,2 Milliarden Euro beantragen
kdénne.

Der Hof ermittelte 31 Etappenziele in Bezug auf
die Rechtsstaatlichkeit, wobei das letzte
Etappenziel bis zum 1. Quartal 2026 zu
erreichen ist.

Vor der ersten Zahlung waren 27 "Super-
Etappenziele" zu erreichen, darunter die
Etappenziele, die sich nach Auffassung sowohl
der Kommission als auch des Hofes auf die
Rechtsstaatlichkeit beziehen. Die Kommission
hat diese Etappenziele noch nicht bewertet.

Gesamtbetrag im Rahmen des Aufbau- und
Resilienzplans: 6,5 Milliarden Euro in Form von
Finanzhilfen und 3,9 Milliarden Euro in Form
von Darlehen, einschlielRlich Vorauszahlungen in
Hohe von 0,9 Milliarden Euro, fur die die
"Super-Etappenziele" nicht gelten.



Italien

Polen

Konditionalitdtsverordnung

Dachverordnung

ARF

Konditionalitdtsverordnung

Dachverordnung

ARF
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Keine MaRRnahmen.

Die Charta der Grundrechte wird als wirksam
angewandt und umgesetzt betrachtet.

Der Hof ermittelte 18 Etappenziele in Bezug auf
die Rechtsstaatlichkeit, wobei das letzte
Etappenziel bis zum 2. Quartal 2026 zu
erreichen ist.

Es gab ein "Super-Etappenziel", das vor dem
Erhalt von Zahlungen zu erreichen war und das
die Kommission als zufriedenstellend erreicht
bewertet hat.

Anforderung von Informationen nach Artikel 6
Absatz 4 im November 2022.

Nichterflllung der zielibergreifenden
grundlegenden Voraussetzungen, wodurch die
kiinftige Erstattung von EU-Mitteln in Hohe von
74,1 Milliarden Euro blockiert wurde. Die
Vorauszahlung war nicht betroffen;

1,7 Milliarden Euro wurden ausgezahlt.

Der Hof ermittelte sieben Etappenziele in Bezug
auf die Rechtsstaatlichkeit, die wahrend der
Programmdurchfiihrung zu erreichen sind, das
letzte davon bis zum 2. Quartal 2026.

Vor der ersten Zahlung waren drei "Super-
Etappenziele" zu erreichen, darunter die
Etappenziele, die sich nach Auffassung sowohl
der Kommission als auch des Hofes auf die
Rechtsstaatlichkeit beziehen.

Die Kommission hat diese "Super-Etappenziele"
noch nicht bewertet.

Gesamtbetrag im Rahmen des Aufbau- und
Resilienzplans: 25,3 Milliarden Euro in Form von
Finanzhilfen und 34,5 Milliarden Euro in Form
von Darlehen, einschliel3lich Vorauszahlungen in
Hohe von 5,1 Milliarden Euro, fir die die
"Super-Etappenziele" nicht gelten.
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Konditionalitdtsverordnung | Keine MalRnahmen.

Die Charta der Grundrechte wird als wirksam

Dachverordnun
& angewandt und umgesetzt betrachtet.

Der Hof ermittelte 16 Etappenziele in Bezug auf
die Rechtsstaatlichkeit, wobei das letzte
Etappenziel bis zum 2. Quartal 2026 zu
erreichen ist.

Rumadnien

ARF Es gab zwei "Super-Etappenziele", die sich nicht
ausschlieBlich auf die Rechtsstaatlichkeit
bezogen und vor dem Erhalt von Zahlungen zu
erreichen waren. Die Kommission hat diese
Ziele als zufriedenstellend erreicht bewertet.

Quelle: Analyse des Europadischen Rechnungshofs auf der Grundlage von Daten der Kommission.

Anhang IV enthilt einen Uberblick (iber die einschldgigen Bestimmungen der
Dachverordnung und die diesbeziigliche Lage in den sechs Mitgliedstaaten in der
Stichprobe des Hofes.

Probleme im Bereich der Rechtsstaatlichkeit wurden durch die
Festlegung von Etappenzielen im Rahmen der ARF-Verordnung
angegangen, jedoch nicht immer auf koharente Art und Weise

Im Rahmen der ARF mussten die Mitgliedstaaten ihre Entwirfe der Aufbau- und
Resilienzplane, einschlielllich Etappenzielen und Zielwerten, der Kommission zur
Bewertung vorlegen. Die Kommission musste bewerten*!, ob die Aufbau- und
Resilienzpldane allen oder einem wesentlichen Teil der landerspezifischen
Empfehlungen oder sonstigen im Rahmen des Verfahrens des Europdischen Semesters
ermittelten Herausforderungen Rechnung tragen. Dariiber hinaus musste der
Vorschlag der Kommission fiir einen Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur Billigung
der einzelnen nationalen Aufbau- und Resilienzplane eine Erlduterung®’ enthalten, wie
der betreffende Aufbau- und Resilienzplan den Schutz der finanziellen Interessen der
EU gewadhrleistet.

41 Artikel 19 Absatz 3 Buchstabe b der ARF-Verordnung.

42 Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe e der ARF-Verordnung.
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Bei der Bewertung der Aufbau- und Resilienzplane (iberpriifte die Kommission, ob
die Plane allen oder einem wesentlichen Teil der landerspezifischen Empfehlungen
Rechnung tragen. Der Hof stellte fest, dass fiir die meisten Probleme im Bereich der
Rechtsstaatlichkeit entsprechende Etappenziele festgelegt wurden: entweder
sogenannte "Super-Etappenziele", die zu erreichen waren, bevor etappenzielbezogene
Zahlungen geleistet werden konnten (im Falle Ungarns und Polens), oder gewdhnliche
Etappenziele, die bis zum zweiten Quartal 2026 erreicht werden missen (Bulgarien,
Griechenland, Italien und Rumanien). Neben diesen "Super-Etappenzielen" gelten fiir
Ungarn und Polen auch gewdhnliche Etappenziele im Bereich der Rechtsstaatlichkeit.
Bei den von Bulgarien, Griechenland, Italien und Rumanien nicht erreichten
Etappenzielen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit handelt es sich nicht um "Super-
Etappenziele", sodass nicht alle von der Erreichung der Etappenziele abhangigen
Zahlungen blockiert werden. Allerdings miissen diese Etappenziele erreicht werden,
damit die Zahlungen vollstandig erfolgen kdonnen.

In den Féllen, in denen die Kommission bei ihrer Bewertung der Konzeption der
Verwaltungs- und Kontrollsysteme Mangel feststellte, genehmigte sie Korrektur-
Etappenziele zur Beseitigung dieser Mangel. Gemal den Leitlinien der Kommission
sollten Etappenziele zur Beseitigung von Mangeln in den nationalen Kontrollsystemen,
die der wirksamen Aufdeckung, Verhiitung und Behebung von Betrug und Korruption
dienen, vor dem ersten Zahlungsantrag erreicht werden. Solche "Super-Etappenziele"
wurden fur alle sechs Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes vorgeschlagen.

Im Falle Ungarns enthielt der Aufbau- und Resilienzplan nach der Bewertung
durch die Kommission 27 "Super-Etappenziele", die dafiir sorgen, dass Zahlungen
aus der ARF erst nach der Behebung der jeweiligen ermittelten Risiken geleistet
werden. Von diesen "Super-Etappenzielen" beziehen sich 21 unmittelbar auf die
Rechtsstaatlichkeit und betreffen die Umsetzung der 17 AbhilfemaRnahmen, die
mit Ungarn im Rahmen des in der Konditionalitatsverordnung vorgesehenen
Verfahrens vereinbart wurden.

Fiir Polen wurden zwei rechtsstaatlichkeitsbezogene "Super-Etappenziele" im
Zusammenhang mit der Unabhéangigkeit der Justiz festgelegt, die Zahlungen aus
der ARF erst ermdéglichen, wenn die Etappenziele zufriedenstellend erreicht
wurden.

43 Wissenschaftlicher Dienst des Europaischen Parlaments, Rule of law-related "super
milestones" in the recovery and resilience plans of Hungary and Poland, Tabelle 4.


https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/IPOL_BRI(2023)741581
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document/IPOL_BRI(2023)741581
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Im Falle Bulgariens und Rumaniens handelt es sich jedoch bei einigen
Etappenzielen in Bezug auf die Pravention, Aufdeckung und Behebung von Betrug und
Korruption —und damit in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit — lediglich um gewoéhnliche
Etappenziele. Einige dieser Etappenziele in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit miissen
erst gegen Ende des ARF-Forderzeitraums erreicht werden. Dazu zdhlt beispielsweise
die neue Antikorruptionsstrategie 2021 in Rumanien, die bis Ende 2025 umzusetzen ist
(siehe Anhang Ill). Da es sich dabei um gewdhnliche Etappenziele handelt, werden
ARF-Mittel fiir zuvor erreichte andere Etappenziele und Zielwerte bereits vorher
bereitgestellt (siehe auch Ziffer 94). Anhand der Dokumentation der Kommission kann
der Hof nicht beurteilen, ob diese unterschiedliche Vorgehensweise gerechtfertigt war.

Dariliber hinaus kann die Festlegung von rechtsstaatlichkeitsbezogenen (Super-
bzw. gewohnlichen) Etappenzielen und Zielwerten im Rahmen der ARF nur einen
ersten — wenn auch unverzichtbaren — Schritt darstellen. Die Kommission wird in der
Folge bewerten und tiberwachen missen, ob diese Etappenziele, sobald sie erreicht
sind, tatsachlich zur wirksamen und nachhaltigen Bewaltigung der ermittelten
Herausforderungen beitragen. Dieser Prozess beginnt, sobald ein Mitgliedstaat einen
Zahlungsantrag einreicht. Siehe auch Ziffern 93-95.

Bei der Genehmigung von Programmen und Programmanderungen
Uberpriift die Kommission, ob die zieliibergreifenden grundlegenden
Voraussetzungen erfillt sind

Im Rahmen der Dachverordnung muss die Kommission zum Zeitpunkt der
Genehmigung eines Programms oder einer Programmanderung Gberprifen, ob die
ziellibergreifenden grundlegenden Voraussetzungen erfiillt sind. Darliber hinaus muss
die Kommission kontinuierlich iberwachen, ob die ziellibergreifenden grundlegenden
Voraussetzungen wahrend des gesamten Programmplanungszeitraums erfillt werden,
und kann Kosten nur erstatten, solange diese Voraussetzungen erfiillt bleiben. Im
Einklang mit der Dachverordnung tberpriift die Kommission jedoch nicht vor jeder
Erstattung erneut, ob die Voraussetzungen erflllt sind. Im Bereich der
Rechtsstaatlichkeit ist die dritte ziellibergreifende grundlegende Voraussetzung —
wonach die Mitgliedstaaten wirksame Mechanismen einrichten miissen, um die
Einhaltung der Charta der Grundrechte der EU sicherzustellen — die wichtigste.
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Der Hof analysierte die Kriterien, anhand deren die Kommission priift, ob ein
Mitgliedstaat die rechtsstaatlichen Aspekte der Charta der Grundrechte einhadlt. Er
stellte fest, dass diese Kriterien das ordnungsgemafe Funktionieren der Justizsysteme
in den Mitgliedstaaten abdecken. Die Pravention, Aufdeckung und Behebung von
systemischen Interessenkonflikten sowie Betrug und Korruption sind jedoch nicht
Gegenstand der Uberpriifung der Kommission im Hinblick auf die Charta der
Grundrechte. Stattdessen werden betrugsbezogene Aspekte anhand der ersten
zielUbergreifenden grundlegenden Voraussetzung Uberprift, jedoch nur insoweit, als
sie die Vergabe oOffentlicher Auftrage betreffen.

Der Hof stellt ferner fest, dass die Kommission bei der Festlegung von Kriterien,
mit denen die Ubereinstimmung der nationalen Verwaltungs- und Kontrollsysteme mit
der Charta bewertet wird, keinen Input der Agentur der Europaischen Union fiir
Grundrechte eingeholt hat. Auch wenn die Kommission hierzu nicht rechtlich
verpflichtet ist, hat sie nach Auffassung des Hofes eine Gelegenheit verpasst, das auf
EU-Ebene verfligbare Fachwissen zu diesem Thema zu nutzen.

Was die von der Kommission vorgenommene Prifung der Selbstbewertungen der
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Einhaltung der dritten zielibergreifenden
grundlegenden Voraussetzung betrifft, so stellte der Hof ferner Madngel bezlglich der
Art und Weise fest, wie die erhaltenen Nachweise dokumentiert wurden. Dies birgt das
Risiko, dass Bewertungen maoglicherweise uneinheitlich durchgefiihrt wurden.

AuBerdem stellt der Hof fest, dass die Kommission gemaR der Dachverordnung
nicht verpflichtet ist, eine eigene Bewertung vorzunehmen, wenn sie mit der
Selbstbewertung des Mitgliedstaats, dass ziellbergreifende grundlegende
Voraussetzungen nicht erfillt werden, einverstanden ist. So wird beispielsweise in der
Partnerschaftsvereinbarung mit Polen vom 30. Juni 2022** und der anschlieRenden
Selbstbewertung Polens die Schlussfolgerung gezogen, dass das Land die die Charta
der Grundrechte betreffende zieliibergreifende grundlegende Voraussetzung nicht
erfillt. Bei ihrer Genehmigung der operationellen Programme®*°stimmte die
Kommission dem zu, legte aber ihre eigenen Griinde hierflr nicht offen, sondern

4 Sjehe Partnerschaftsvereinbarung mit Polen — 2021-2027, Ziffer 6.

% Siehe beispielsweise den Durchfiihrungsbeschluss der Kommission vom 18.11.2022 zur
Genehmigung des Programms "European Funds for Digital Development 2021-2027", das
im Rahmen des Investitionsziels fiir Beschaftigung und Wachstum aus dem Européischen
Fonds fur regionale Entwicklung in Polen unterstitzt wird (CCI 2021PL16RFPR002);
Referenz 4 und Artikel 3.


https://commission.europa.eu/publications/partnership-agreement-poland-2021-2027_en
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verwies lediglich auf die Selbstbewertung Polens. Dies konnte die kiinftige
Uberwachung der AbhilfemaRnahmen behindern, die zwischen der Kommission und
Polen noch zu vereinbaren sind, da die Begriindung der Kommission nicht transparent
offengelegt wird. Die Kommission hat dem Hof mitgeteilt, dass sie beabsichtigt, alle
Beschliisse zur Genehmigung von Programmen im Rahmen der Dachverordnung
systematisch zu veréffentlichen. Dies ist kiinftig besonders in Fallen wichtig, in denen
die Kommission der Auffassung ist, dass eine oder mehrere zieliibergreifende
grundlegende Voraussetzungen (z. B. die wirksame Anwendung und Umsetzung der
Charta der Grundrechte) nicht erfiillt sind.

Die Begriindung fiir die Nichtanwendung der Konditionalitdtsverordnung
war nicht hinreichend klar und nicht gut dokumentiert

Im gepriften Zeitraum machte die Kommission von verschiedenen Instrumenten
Gebrauch, um gegen die ermittelten VerstolRe gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit vorzugehen. Vor diesem Hintergrund stellte der Hof fest, dass die
Leitlinien der Kommission keine klaren Kriterien enthalten, anhand deren beurteilt
werden kann, in welchen Fallen die Konditionalitatsverordnung anzuwenden ist oder
nicht. Siehe Ziffer 59.

In dem einzigen Fall, in dem die Kommission die drei Instrumente kombiniert
nutzte (Ungarn), wurde deren Anwendung wirksam koordiniert und hinreichend
dokumentiert. In anderen Féllen jedoch dokumentierte die Kommission nicht
umfassend, aus welchen Griinden sie sich dafiir entschieden hatte, nicht auf die
Konditionalitatsverordnung zuriickzugreifen, um die finanziellen Interessen der EU zu
schitzen. In Polen beispielsweise wurden Mittel nicht freigegeben —in einem Fall, weil
eine zieliibergreifende grundlegende Voraussetzung nicht erfiillt war, in anderen
Fallen, weil "Super-Etappenziele" nicht erreicht wurden; die Griinde fur die
Nichtanwendung der Konditionalitatsverordnung wurden jedoch nicht dokumentiert.
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Im Hinblick auf den bislang einzigen Fall, in dem die Kommission die
Konditionalitatsverordnung vollstandig angewandt hat, untersuchte der Hof, ob sie im
Einklang mit der Konditionalitdtsverordnung®® zunichst eine objektive, unparteiische
und faire Bewertung der VerstolRe gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit und
ihrer potenziellen Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU vorgenommen
hat. Darliber hinaus prifte der Hof, ob die gesetzlichen Fristen eingehalten wurden.
Anhang V enthilt einen Uberblick (iber die Anwendung der
Konditionalitatsverordnung im Falle Ungarns.

Die Bewertung der Kommission stand im Einklang mit den
Anforderungen der Konditionalitdtsverordnung

Am 24. November 2021 forderte die Kommission von Ungarn Informationen nach
Artikel 6 Absatz 4 an. Am 16. Februar 2022 bestatigte der Europdische Gerichtshof in
einem Urteil die Gultigkeit der Konditionalitatsverordnung und wies die
Nichtigkeitsklagen Ungarns und Polens vollstdndig ab*’. Am 27. April 2022
Ubermittelte die Kommission Ungarn eine Mitteilung nach Artikel 6 Absatz 1. Damit
nahm die Kommission erstmals das Verfahren nach Artikel 6 Absatz 1 in Anspruch.

Die Analyse des Hofes ergab, dass sich die Kommission bei ihrer Ermittlung von
VerstolRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit im Falle Ungarns auf eine
griindliche qualitative Bewertung stitzte. Das Vorgehen der Kommission entsprach
auch den Anforderungen der Konditionalitatsverordnung.

Bei ihrer Bewertung, die zu einem Vorschlag fir HaushaltsmaBnahmen fiihrte,
berlicksichtigte die Kommission die Bemerkungen des betroffenen Mitgliedstaats,
einschlielRlich der vorgeschlagenen Abhilfemalinahmen. Bei der Bewertung wurden
samtliche in der Konditionalitdtsverordnung genannten Kriterien bertcksichtigt*®.

% Erwagungsgrund 16 der Konditionalititsverordnung.

47 Urteil vom 16. Februar 2022, Ungarn gegen Europdisches Parlament und Rat der
Europdischen Union, C-156/21, EU:C:2022:97, und Urteil vom 16. Februar 2022, Republik
Polen gegen Europdisches Parlament und Rat der Europdischen Union, C-

157/21, EU:C:2022:98.

% Erwagungsgrund 18 und Artikel 5 Absatz 3 der Konditionalitdtsverordnung.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62021CJ0156
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62021CJ0157
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:62021CJ0157
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Durch seine Analyse konnte der Hof bestatigen, dass die Bewertung der
Kommission, ob ein hinreichend unmittelbarer Zusammenhang zwischen diesen
VerstoBen und den finanziellen Interessen der EU bestand, und ihr anschliefender
Vorschlag fir HaushaltsmaBnahmen in Bezug auf drei kohadsionspolitische Programme
objektiv waren und auf relevanten und zuverlassigen Informationen, einschlieRlich
bisherigen Erfahrungen mit der Verwaltung von EU-Mitteln, beruhten. Ob die
Kommission mehr MaRnahmen hétte vorschlagen miissen, fallt in ihren
Ermessensspielraum. Wie in Ziffer 25 erlautert, bewertete der Hof nicht, ob die
vorgeschlagenen MaRnahmen ausreichen, um alle Risiken fiir die finanziellen
Interessen der EU abzudecken.

Der Rat nahm seinen Durchfiihrungsbeschluss zur Aussetzung von 55 %
der EU-Mittel fiir drei Kohdsionsprogramme innerhalb der gesetzlichen
Frist an

Nach Abschluss ihrer Bewertung legte die Kommission dem Rat am
18. September 2022 ihren Vorschlag fiir einen Durchfiihrungsbeschluss vor. Die
Kommission schlug vor, 65 % der Mittelbindungen fir drei kohasionspolitische
Programme®® auszusetzen und zu verbieten, rechtliche Verpflichtungen mit Trusts von
offentlichem Interesse und von ihnen unterhaltenen Einrichtungen einzugehen.

Am 15. Dezember 2022 beschloss der Rat im Zuge der Annahme der
MalRnahmen, 55 % (statt 65 %) der Mittelbindungen fiir die drei Programme
auszusetzen, die als besonders von VerstofRen gegen die Grundséatze der
Rechtsstaatlichkeit betroffen gelten. Dies entsprach etwa 6,4 Milliarden Euro —
1,2 Milliarden Euro weniger als urspriinglich von der Kommission vorgeschlagen.

Sowohl der Vorschlag der Kommission fiir einen Durchfihrungsbeschluss des
Rates als auch die Anderung des Vorschlags durch den Rat und die Annahme des
endgiltigen Beschlusses erfolgten innerhalb der in der Konditionalitatsverordnung
festgelegten gesetzlichen Fristen, d. h. zwischen 5 und 9 Monaten nach Ubermittlung
der Mitteilung gemaR Artikel 6 Absatz 1 (siehe auch Anhang II).

Gleichzeitig stellt der Hof fest, dass das Europdische Parlament sein Bedauern
dariber zum Ausdruck gebracht hat, "dass dem Europdischen Parlament keine
ausreichenden Informationen liber die Bewertung der Kommission beziglich der

% Operationelles Programm Plus fir Umwelt und Energieeffizienz; Operationelles Programm
Plus fur integrierten Verkehr; Operationelles Programm Plus zur territorialen Entwicklung
und Siedlungsentwicklung.
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Einhaltung der Etappenziele und Bedingungen durch die staatlichen Stellen Ungarns
zur Verfligung gestellt wurden", und dass es die Kommission "an ihre rechtlichen
Verpflichtungen gemal Artikel 25 Absatz 2 der ARF-Verordnung und Artikel 8 der
Konditionalitatsverordnung" erinnert hat°.

Der Hof untersuchte, ob die Kommission alle erforderlichen Mallhahmen
ergriffen hatte, um beurteilen zu kénnen, ob die finanziellen Interessen der EU durch
die HaushaltsmaRnahmen und die von den Mitgliedstaaten zu ergreifenden
AbhilfemaRnahmen im Laufe der Zeit wirksam vor den ermittelten VerstoRBen gegen
die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit geschiitzt werden.

Auf kurze Sicht hat eine Verletzung der Rechtsstaatlichkeit nur begrenzte
Haushaltsauswirkungen

Mit Stand Ende Dezember 2023 waren zwei Mitgliedstaaten in der Stichprobe des
Hofes von HaushaltsmalRnahmen im Rahmen von zwei bzw. drei der Instrumente
betroffen, die Gegenstand dieser Prifung waren: Ungarn und Polen, wobei sich die
potenziellen kiinftigen Auswirkungen auf rund 22 Milliarden Euro bzw. 134 Milliarden
Euro beliefen. Siehe Abbildung 3.

Bei den Angaben fiir Ungarn wurde der Beschluss der Kommission vom
13. Dezember 2023 bericksichtigt, nach dem Ungarn die die Charta der Grundrechte
betreffende ziellibergreifende grundlegende Voraussetzung in Bezug auf die
Unabhangigkeit der Justiz erfullt hatte®'. Nach Angaben der Kommission kann Ungarn
infolge dieses Beschlusses Erstattungen in Hohe von bis zu etwa 10,2 Milliarden Euro
beantragen (einschlieRlich technischer Hilfe, die nicht von den grundlegenden
Voraussetzungen betroffen ist und sich bis Mitte Dezember auf weniger als
0,5 Milliarden Euro belief). Da die Prifungsarbeiten des Hofes bereits vor diesem
Datum abgeschlossen waren, wurde dieser Beschluss zwar berlicksichtigt,
diesbezliglich jedoch nicht gepruift.

0 Européisches Parlament, EntschlieRung vom 1. Juni 2023, Ziffer 14.

1 Sjehe Pressemitteilung der Europdischen Kommission vom 13. Dezember 2023:
"Kommission vertritt die Auffassung, dass Ungarns Justizreform die Mangel bei der
Unabhangigkeit der Justiz behoben hat, halt aber die MalRnahmen im Rahmen der
Haushaltskonditionalitat aufrecht".


https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0216_DE.html
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=89&furtherNews=yes&newsId=10717&langId=de
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Abbildung 3 — Kiinftige Erstattungen und Mittelbindungen, die durch die
derzeitigen MaRnahmen im Rahmen der Konditionalitdatsverordnung,
der Dachverordnung und der ARF-Verordnung blockiert werden

UNGARN Insgesamt blockiert: 22,1 Milliarden Euro
Blockiert Nicht blockiert

Dachverordnung Insgesamt: | l
Dachverordnung/ /////d/
Konditionalitatsverordnung N~ 10,2 Technische Hilfe (nicht blockiert)

Konditionalitétsverordnung: -

Dachverordnung: 1 e——— Nettoquswirkungen des
Beschlusses der Kommission vom
13. Dezember 2023

ARF Blockierte Finanzhilfen und Darlehen
Insgesamt blockiert: 133,9 Milliarden Euro
POLEN
Dachverordnung 74,1
ARF Blockierte Finanzhilfen und
Darlehen
0 10 20 30 40 50 60 70 80

(Milliarden Euro)

Erléuterung: Im Falle Ungarns sind von den im Rahmen der Konditionalitdtsverordnung ausgesetzten
6,4 Milliarden Euro rund 2 Milliarden Euro gleichzeitig aufgrund der Nichterfiillung der grundlegenden
Voraussetzungen der Dachverordnung blockiert und kénnen nicht erstattet werden. Daher wiirden nur
4,4 Milliarden Euro freigegeben, falls Ungarn zwar die im Rahmen der Konditionalitatsverordnung
festgelegten Abhilfemalnahmen umsetzt, die grundlegenden Voraussetzungen der Dachverordnung
jedoch nicht erfillt.

Quelle: Analyse des Europdischen Rechnungshofs auf der Grundlage von Daten der Kommission
(Stand: Dezember 2023).

Die oben genannten Betrage entsprechen den Auswirkungen der derzeitigen
Malnahmen auf kiinftige Zahlungen und Mittelbindungen und wurden auf der
Grundlage der bis Ende Dezember 2023 angenommenen Aufbau- und Resilienzpldne
und kohasionspolitischen Programme sowie unter der Annahme, dass die MaBnahmen
bis zum Ende des Jahrzehnts in Kraft bleiben, ermittelt. Diese kiinftigen Auswirkungen
bis Ende des Jahrzehnts entsprechen rund 27 % der ungarischen und rund 47 % der
polnischen staatlichen Gesamtausgaben im Jahr 2022. Abbildung 4 zeigt diese
kiinftigen Betrage jeweils im Verhaltnis zum jeweiligen Bruttonationaleinkommen
(BNE) der beiden Mitgliedstaaten, zu deren staatlichen Gesamtausgaben sowie zu den
jeweiligen Ausgaben des EU-Haushalts fiir die beiden Lander.
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Abbildung 4 — GroBenordnung der derzeitigen MaRnahmen im Rahmen
der Konditionalitatsverordnung, der Dachverordnung und der ARF-

Verordnung

2022
(jahrliche Zahlen)

UNGARN
100 %
BNE
(163,8 Milliarden Euro)
50,3 %
Staatliche
Gesamtausgaben
(82,5 Milliarden
Euro)
3,7%
Jahrliche Ausgaben aus dem
EU-Haushaltin Ungarn
(6,1 Milliarden Euro oder
3,7 % des BNE)
POLEN
100 %
BNE
(627,7 Milliarden Euro)
45,7 %
Staatliche
Gesamtausgaben
(287,4 Milliarden
Euro)
2,9%

@

Jahrliche Ausgaben aus dem
EU-Haushalt in Polen
(18,3 Milliarden Euro bzw.
2,9 % des BNE)

Kiinftige Erstattungen und Mittelbindungen,
die durch die derzeitigen MaBnahmen im
Rahmen der Konditionalitatsverordnung, der
Dachverordnung und der ARF-Verordnung
blockiert werden
(Erstattungen bis 2029)

Insgesamt: 22,1 Milliarden Euro
(Einzelheiten sind Abbildung 3 zu entnehmen)

Dachverordnung (einschl.

Konditionalitats-
verordnung) [

ARF

Die klnftigen Auswirkungen von

22,1 Milliarden Euro im Zeitraum 2022-2029
entsprechen 26,8 % der staatlichen
Gesamtausgaben im Jahr 2022

Insgesamt: 133,9 Milliarden Euro
(Einzelheiten sind Abbildung 3 zu entnehmen)

Die kiinftigen Auswirkungen von

133,9 Milliarden Euro im Zeitraum 2022-2029
entsprechen 46,6 % der staatlichen
Gesamtausgaben im Jahr 2022

Quelle: Analyse des Europadischen Rechnungshofs auf der Grundlage von Daten der Kommission (Stand:
Dezember 2023) und Daten von Eurostat (Stand: Oktober 2023). Der jahrliche EU-Haushalt umfasst die
EU-Ausgaben, die 2022 in den betreffenden Mitgliedstaaten im Rahmen der MFR-Programme getatigt

wurden.
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Auf kurze Sicht sind die direkten Auswirkungen auf die Haushalte Ungarns und
Polens jedoch viel geringer, als diese Zahlen moglicherweise nahelegen:

Erstens sind Vorauszahlungen nicht von den HaushaltsmaBnahmen betroffen. Fir
die Programme der Dachverordnung im Zeitraum 2021-2027 erhielt Ungarn
Vorauszahlungen in Hohe von 0,5 Milliarden Euro und Polen Vorauszahlungen in
Héhe von 1,7 Milliarden Euro. Im Rahmen der jliingsten ARF-Programme, die 2023
angenommen wurden, kdnnen Ungarn und Polen zudem Vorauszahlungen in
Hohe von 0,9 Milliarden Euro bzw. 5,1 Milliarden Euro erhalten. Ein Teil dieser
Vorauszahlungen muss aber moglicherweise wiedereingezogen werden.

Zweitens betrifft ein GroRteil dieser Betrage nur kinftige Zahlungen, d. h.
Zahlungen, die auch unter normalen Umstanden (ohne HaushaltsmafRnahmen)
noch nicht erfolgt wéren. Bis Mitte Dezember 2023 hatte Polen noch keine
Antrage auf Zahlungen aus der ARF oder auf Erstattung von Kohdsionsausgaben
gestellt. Ungarn hat im Rahmen der Dachverordnung Antrage auf Zahlungen in
Héhe von insgesamt 0,3 Milliarden Euro gestellt. Es ist nicht moglich, unmittelbar
festzustellen, ob zusatzliche Zahlungsantrage gestellt worden waren, wenn es
keine HaushaltsmalBnahmen gegeben hatte. Darliber hinaus wiirden die meisten
kiinftigen Zahlungen, selbst wenn sie freigegeben wiirden, nicht in naher Zukunft
erfolgen, sondern bis zum Ende des Jahrzehnts (im Falle des MFR) bzw. bis 2026
(im Falle der ARF).

Was den MFR betrifft, so stellen die Mitgliedstaaten in den ersten Jahren eines
bestimmten MFR-Zeitraums in der Regel nur in geringem Umfang Zahlungsantrage,
und ein erheblicher Teil der Kohdsionszahlungen wird erst gegen Ende des
Forderzeitraums geleistet. Was die Dachverordnung anbelangt, so ist Folgendes
festzustellen:

Wie Abbildung 5 zu entnehmen ist, hatten Ungarn und Polen bis September 2016,
d. h. bis zum gleichen Zeitpunkt im MFR-Zeitraum 2014-2020, etwa 5 % ihrer
jeweiligen Gesamtzuweisungen erhalten, was dem EU-Durchschnitt entspricht.
Bis zum Ende des sechsten Jahres des MFR-Zeitraums hatten Ungarn und Polen
jeweils etwa 40 % ihrer jeweiligen Zuweisungen erhalten, wahrend dieser
Prozentsatz im EU-Durchschnitt bei 30 % lag.

Bislang ist die Zahlungsquote fir den MFR 2021-2027 sogar niedriger. Bei den
drei wichtigsten Fonds der Kohdsionspolitik (Kohdsionsfonds, Europaischer Fonds
fiir regionale Entwicklung, Europaischer Sozialfonds Plus) lag die durchschnittliche
Zahlungsquote fir die 27 EU-Mitgliedstaaten Ende September 2023 bei 2,6 %
ihrer jeweiligen Mittelzuweisungen fir den Zeitraum 2021-2027.
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Abbildung 5 — Zahlungsquote fiir den Zeitraum 2014-2020 (KF, EFRE, ESF)

95 % noch nicht ausgezahlt 60-70 % noch nicht ausgezahlt
bis September des dritten Jahres ~ bis Ende des sechsten Jahres
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Quelle: Analyse des Europadischen Rechnungshofs auf der Grundlage von Daten der Kommission.

Was die ARF anbelangt, so hatte Ungarn auf der Grundlage der urspriinglichen
indikativen Planung bis Ende des zweiten Quartals 2023 Anspruch auf 0,8 Milliarden
Euro und Polen auf 8,8 Milliarden Euro. Diesen Betragen liegt jedoch ein optimistisches
Szenario zugrunde, bei dem davon ausgegangen wird, dass die beiden Mitgliedstaaten
alle ihre Etappenziele und Zielwerte rechtzeitig erreichen. In der Praxis hatten bis
Ende Juni 2023 nur flinf Mitgliedstaaten mehr als 25 % ihrer Zuweisungen aus der ARF
erhalten, wahrend sieben Mitgliedstaaten noch gar keine Zahlungen erhalten hatten,
obwohl sie keine die Rechtsstaatlichkeit betreffenden "Super-Etappenziele" erreichen
mussten.

Risiken fiir die finanziellen Interessen der EU konnen auch durch die
Anwendung der Konditionalitatsverordnung nicht beseitigt werden

Was die SchutzmafBnahmen betrifft, die im Rahmen der
Konditionalitdatsverordnung im Hinblick auf Ungarn vorgesehen sind, so kann erst zu
einem spateren Zeitpunkt bewertet werden, inwieweit die von der Kommission
vorgeschlagenen HaushaltsmaRnahmen und die von Ungarn angebotenen
AbhilfemaRBnahmen tatsadchlich nachhaltig wirksam sind:
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Erstens deckt der Beschluss des Rates nicht alle Bereiche ab. Sein Schwerpunkt
liegt auf drei Kohadsionsprogrammen (wobei 55 % der Mittelbindungen betroffen
sind), bei denen das Risiko von Verstoflen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit im Zusammenhang mit der Vergabe 6ffentlicher Auftrage am
groften ist. Von diesem Risiko sind jedoch grundsatzlich alle 6ffentlichen
Ausschreibungen im Rahmen samtlicher Programme betroffen. Folglich bleibt
trotz dieser Mallnahmen das Risiko bestehen, dass die verbleibenden 45 % der
Mittelbindungen im Rahmen der drei Programme oder sonstige EU-Mittel (u. a.
aus anderen Kohasionsprogrammen oder im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik) von dhnlichen Problemen betroffen sind.

Zweitens besteht nach wie vor das Risiko, dass die Anwendung der
Konditionalitatsverordnung als reines Abhaken von Anforderungen verstanden
wird, die zu keiner realen Veranderung der Situation vor Ort fiihrt. Insbesondere
kann der Fall eintreten, dass ein Mitgliedstaat die mit dem Rat und der
Kommission vereinbarten MaRnahmen zur Behebung rechtsstaatlicher
Schwachstellen zwar formell einhalt, jedoch trotzdem keine wirksame und
nachhaltige Verbesserung erzielt wird. Beispielsweise wird durch die Einrichtung
einer Integritdtsbehorde (siehe Anhang V) nicht automatisch sichergestellt, dass
die Korruption in dem betreffenden Mitgliedstaat wirksam bekampft wird. Dies
kann erst erreicht werden, wenn eine solche Stelle liber einen gewissen Zeitraum
wirksam und nachhaltig tatig ist. Darlber hinaus besteht die Gefahr, dass ein
Mitgliedstaat die von ihm umgesetzten AbhilfemalRnahmen riickgéngig macht,
sobald die HaushaltsmaBnahmen aufgehoben werden — ein Risiko, auf das auch
das Europaische Parlament hingewiesen hat°?. Das bedeutet, dass die
vereinbarten und umgesetzten Mallnahmen langfristig Gberwacht werden
miuissen, um zu verhindern, dass sie zu einem spateren Zeitpunkt untergraben
oder riickgangig gemacht werden.

SchlielRlich besteht die Gefahr, dass aufgrund der Tatsache, dass ein Mitgliedstaat
die ein Jahr oder langere Zeit zuvor festgelegten AbhilfemaBnahmen umgesetzt
hat, entschieden wird, blockierte EU-Mittel wieder freizugeben, obwohl sich
seither andere Aspekte der Rechtsstaatlichkeit in diesem Land verschlechtert
haben konnten, was weitere Risiken fiir die finanziellen Interessen der EU mit sich
bringt. Die Kommission wird die wirksame und nachhaltige Umsetzung der
vereinbarten MaRnahmen liberwachen missen.

2 Sjehe EntschlieBung des Europaischen Parlaments vom 1. Juni 2023, Ziffer 19.


https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0216_DE.html
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Diese Risiken wiegen umso schwerer, als es unter Umstanden leichter ist, Mittel
freizugeben als sie einzufrieren (oder erneut einzufrieren). Solche Entscheidungen
mussen zwar auf der Grundlage einer fachlichen und rechtlichen Analyse getroffen
werden, letztlich werden dabei jedoch auch allgemeinere Erwagungen berlicksichtigt.
In diesem Zusammenhang stellt der Hof fest, dass Beschliisse zur Aufhebung von
HaushaltsmalRnahmen, flr die eine qualifizierte Mehrheit erforderlich ist, gleichzeitig
mit anderen Beschliissen erortert werden kénnen, die Einstimmigkeit erfordern. Dazu
gehoren grundlegende Beschliisse, z. B. Giber den Vorschlag der Kommission fiir eine
Uberpriifung des EU-Haushalts mit dem Ziel, dessen ZweckmiRigkeit bis 2027
sicherzustellen, oder liber ihren Vorschlag zur Einrichtung der Fazilitat fiir die Ukraine.

Im Rahmen der ARF-Verordnung und der Dachverordnung bestehen
weiterhin spezifische Risiken im Hinblick auf die Bedingungen fiir
Zahlungen

Zum Zeitpunkt der Prifung des Hofes waren die ARF-Etappenziele im
Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit noch nicht erreicht und die
ziellibergreifenden grundlegenden Voraussetzungen im Rahmen der Dachverordnung
noch nicht erfillt. Die Wirksamkeit dieser Etappenziele und Bedingungen wurde im
Rahmen der Priifung des Hofes nicht bewertet.

Allerdings geht der Hof davon aus, dass im Rahmen der ARF-Verordnung und der
Dachverordnung nach wie vor einige Risiken bestehen, was die Bedingungen fur
Zahlungen und fir mogliche riickwirkende Zahlungen betrifft:

Da MalRnahmen im Rahmen der ARF ab dem 1. Februar 2020 fir eine EU-
Finanzierung infrage kommen, was auch einen Zeitraum einschlief3t, in dem noch
keine Mallnahmen zur Bewaltigung der genannten Risiken ergriffen wurden, muss
die Kommission zusatzliche Sorgfalt walten lassen, wenn sie priift, inwieweit
durch die Erreichung der Etappenziele im Zusammenhang mit der
Rechtsstaatlichkeit (einschlieRlich der "Super-Etappenziele") sichergestellt wird,
dass die Auszahlungen aus der ARF infolge der zufriedenstellenden Erreichung
von Etappenzielen und Zielwerten zum betreffenden Zeitpunkt nicht von den
VerstoRen gegen die Rechtsstaatlichkeit betroffen waren.

Bei den der Dachverordnung unterliegenden Fonds der Kohasionspolitik sind
Ausgaben auch rickwirkend forderfahig, selbst fiir Zeitrdume, in denen die
Mitgliedstaaten die ziellibergreifende grundlegende Voraussetzung betreffend die
wirksame Anwendung und Umsetzung der Charta der Grundrechte noch nicht
erfullt hatten. Das bedeutet, dass in solchen Zeitraumen getatigte Ausgaben
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erstattungsfahig wiirden, sobald die ziellibergreifende grundlegende
Voraussetzung als erfillt gilt. Daher muss die Kommission im Falle Ungarns und
Polens weiterhin sicherstellen, dass rickwirkend geltend gemachte Ausgaben zu
dem Zeitpunkt, zu dem sie getéatigt wurden, nicht von VerstéRRen gegen die Charta
betroffen waren.

SchlieBlich stellt der Hof — wie auch im Falle der Konditionalitdatsverordnung —
fest, dass die formelle Einhaltung dieser Anforderungen allein nicht unbedingt dazu
fuhrt, dass die Risiken fiir die finanziellen Interessen der EU vor Ort wirksam und
nachhaltig gemindert werden. So wird beispielsweise dadurch, dass das Etappenziel
des Inkrafttretens einer Justizreform (Polen)>* erreicht wird, nicht automatisch
sichergestellt, dass die mit der Reform angestrebten Auswirkungen erzielt werden.
Solche Auswirkungen kénnen erst zu einem spateren Zeitpunkt bewertet werden, u. a.
durch Ex-post-Prifungen und kiinftige Evaluierungen.

Die Kommission hatte noch nicht mit der bis Januar 2024 vorzulegenden
Bewertung der Konditionalitatsverordnung begonnen

Im Januar 2024 muss die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat
Uber die Anwendung der Konditionalitatsverordnung, die Wirksamkeit des in dieser
Verordnung festgelegten Verfahrens insgesamt, die Wirksamkeit der angenommenen
Malnahmen und die Komplementaritat der Konditionalitdtsverordnung mit anderen
Rechtsinstrumenten Bericht erstatten>*. Bis zum Abschluss der Priifungsarbeiten des
Hofes hatte die Kommission noch keine Leitlinien fiir die Bewertung dieser vier
Elemente ausgearbeitet und keine Vorbereitungsarbeiten fiir diese Bewertung
eingeleitet.

Hierbei handelt es sich um einen einmaligen Bericht. Daher ist die Kommission
nach 2024 nicht speziell verpflichtet, dem Rat und dem Europaéischen Parlament lber
Malnahmen Bericht zu erstatten, die ergriffen wurden, um gegen VerstoRRe gegen die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten im Rahmen der
Konditionalitatsverordnung oder auf der Grundlage fondsspezifischer Bestimmungen
vorzugehen.

>3 Rechtssache T-531/22.

> Artikel 9 und Erwadgungsgrund 28 der Konditionalitdtsverordnung.


https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?docid=267793&mode=req&pageIndex=1&dir=&occ=first&part=1&text=%2522recovery%2Band%2Bresilience%2Bplan%2522&doclang=DE&cid=155572#ctx1
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Die Konditionalitatsverordnung bietet der Kommission zusammen mit den
einschlagigen Bestimmungen der Verordnung (iber die Aufbau- und Resilienzfazilitat
(ARF) und der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen (Dachverordnung) ein
nitzliches zusatzliches Instrumentarium zum Schutz der finanziellen Interessen der EU
und zur Gewahrleistung der wirtschaftlichen Flihrung des Haushalts der EU. Einige
Aspekte der Gestaltung der Verordnung bergen jedoch Risiken fiir ihre wirksame
Anwendung. Wird beispielsweise der Zugang eines Mitgliedstaats zu EU-Mitteln
beschrankt, so kann dies zur Folge haben, dass die Erreichung der politischen Ziele der
EU voriibergehend gefdhrdet ist. Allerdings wiirde es sich hierbei um die kurzfristige
Folge eines Prozesses handeln, mit dem die Rechtsstaatlichkeit gestarkt werden soll.
Letztlich liegt es in der Verantwortung der Mitgliedstaaten, eine solche Situation zu
vermeiden, indem sie die Rechtsstaatlichkeit wahren und ihren rechtlichen
Verpflichtungen nachkommen. SchlieRlich verfligen nicht alle groBen EU-
Ausgabenprogramme Uber Schutzinstrumente, die den im Rahmen der ARF oder der
Dachverordnung festgelegten Schutzinstrumenten entsprechen, beispielsweise die
Gemeinsame Agrarpolitik. Siehe Ziffern 26-33.

Im Hinblick auf den einzigen Fall, in dem die Kommission seit Inkrafttreten der
Konditionalitatsverordnung im Januar 2021 MaRnahmen im Rahmen dieser
Verordnung (betreffend Ungarn) vorgeschlagen hat, kam der Hof zu dem Schluss, dass
sie dies auf der Grundlage einer fairen Bewertung tat sowie im Einklang mit der
Verordnung und als Ergdnzung anderer Schutzinstrumente im Rahmen der ARF und
der Kohasionspolitik. Der Hof ermittelte jedoch auch eine Reihe von Bereichen, in
denen die Kommission ihre Arbeit weiter verbessern sollte, um die einheitliche
Anwendung des Rahmens zur Starkung des Rechtsstaatsprinzips und den umfassenden
Schutz der finanziellen Interessen der EU sicherzustellen.

Anfang 2021 begann die Kommission damit, MaBRnahmen zur konkreten
Anwendung der Konditionalitdtsverordnung zu ergreifen. Zum Zeitpunkt des
Abschlusses der Priifungsarbeiten des Hofes war dieser Prozess noch im Gange. Die
bislang herausgegebenen Durchfihrungsleitlinien sind ein nitzlicher Schritt hin zu
einer objektiven, unparteiischen und fairen Anwendung der Verordnung in allen
27 Mitgliedstaaten. Einige zentrale Fragen werden jedoch nicht geklart, etwa was
einen hinreichend unmittelbaren Zusammenhang zwischen VerstoRen gegen die
Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit und den finanziellen Interessen der EU darstellt,
wie die Konditionalitatsverordnung mit Blick auf den Schutz samtlicher EU-Eigenmittel
anzuwenden ist und wie die Wirksamkeit von Haushalts- und AbhilfemaRnahmen
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bewertet werden sollte. Dariiber hinaus hat die Kommission noch kein
funktionierendes IT-Fallbearbeitungssystem eingerichtet, das fiir einen koharenten
und transparenten Umgang mit Verstof3en gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit erforderlich ist. Schlief3lich ist festzustellen, dass die Kommission
zwar das erforderliche Personal fiir die bisher vorgebrachten Falle mobilisiert, jedoch
noch nicht sichergestellt hat, dass die Personalressourcen vorhanden sind, die benotigt
werden, um die Verordnung koharent und wirksam auf alle Mitgliedstaaten
anzuwenden. Siehe Ziffern 34-43.

Die Priifung des Hofes ergab, dass die Kommission bei der Ermittlung von
Verstollen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit und der Bewertung ihrer
moglichen Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU ein Stufenkonzept
anwendet. Die Kommission hatte Verfahren eingefiihrt, um mogliche VerstoRe gegen
die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit zu ermitteln. Die Bewertung der potenziellen
Auswirkungen dieser VerstoRe und der Notwendigkeit weiterer MaBnahmen wurde
jedoch nicht systematisch dokumentiert. Der Hof erlangte keine Nachweise dafiir, dass
die Kommission anhand vorab festgelegter Kriterien systematische Risikoanalysen
vornahm, um ihre Entscheidungen zu untermauern. Daher ist der Hof der Auffassung,
dass die Kommission nicht transparent nachweisen kann, dass die finanziellen
Interessen der EU in allen Mitgliedstaaten angemessen geschiitzt werden. Siehe
Ziffern 44-57.

Der einzige Fall, in dem die Kommission alle drei Instrumente kombiniert
genutzt hatte, war derjenige Ungarns, und der Hof kam zu dem Schluss, dass die
Anwendung der Instrumente gut koordiniert war. Was Bulgarien und Rumanien
betrifft, so wurde das Kooperations- und Kontrollverfahren im September 2023
eingestellt. Nicht abgeschlossene Reformen, die im Rahmen des Kooperations- und
Kontrollverfahrens vorgesehen waren, mussten im Rahmen der neuen Instrumente
fortgefiuhrt werden. Bei der ARF reicht die verfligbare Dokumentation nicht aus, um
die getroffene Wahl zwischen "Super-Etappenzielen" (bis zu deren Erreichung alle
Zahlungen aus der ARF blockiert werden) und gewdhnlichen Etappenzielen (deren
Erreichung bestimmte Zahlungen auslost) zu rechtfertigen. Im Falle anderer
Mitgliedstaaten als Ungarn konnte der Hof nicht tiberprifen, aus welchen Griinden die
Kommission nicht die Konditionalitatsverordnung angewandt hatte, um die finanziellen
Interessen der EU zu schiitzen. Siehe Ziffern 59-74.

Mit Stand Ende Dezember 2023 hatte die Kommission nur fiir einen
Mitgliedstaat MaBnahmen im Rahmen der Konditionalitatsverordnung vorgeschlagen,
namlich flir Ungarn. Die Analyse des Hofes ergab, dass dieser Vorschlag mit der
Konditionalitatsverordnung im Einklang stand, auf einer fairen Bewertung beruhte und
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hinreichend dokumentiert war. Die Frage, ob die Kommission mehr
HaushaltsmaBnahmen héatte vorschlagen missen, fallt in ihren Ermessensspielraum.
Schlief3lich setzte der Rat EU-Mittel in HOhe von insgesamt 6,4 Milliarden Euro aus —
1,2 Milliarden Euro weniger, als im urspriinglichen Vorschlag der Kommission
vorgesehen. Siehe Ziffern 75-83.

Insgesamt waren zwei Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes von
HaushaltsmaBnahmen im Rahmen der ARF und der Dachverordnung betroffen: Ungarn
und Polen, wobei sich die potenziellen Auswirkungen auf rund 22 Milliarden Euro bzw.
134 Milliarden Euro beliefen. Bei den Angaben fiir Ungarn wurde der Beschluss vom
13. Dezember 2023 beriicksichtigt, nach dem rund 10 Milliarden Euro freizugeben
waren, da Ungarn nach Auffassung der Kommission die die Charta der Grundrechte
betreffende zielibergreifende grundlegende Voraussetzung in Bezug auf die
Unabhangigkeit der Justiz erfullt hatte. Da die Priifungsarbeiten des Hofes bereits vor
diesem Datum abgeschlossen waren, wurde dieser Beschluss zwar bericksichtigt,
diesbeziglich jedoch nicht gepriift. Bei diesen Betrdagen handelte es sich jedoch vor
allem um Zahlungen, die erst in Zukunft moglicherweise fallig werden, was bedeutet,
dass die kurzfristigen Haushaltsauswirkungen wesentlich begrenzter waren.

Auch wenn erst zu einem spéateren Zeitpunkt bewertet werden kann, wie
wirksam die Haushalts- und AbhilfemaBnahmen im Laufe der Zeit sind, ermittelte der
Hof eine Reihe von Risiken, die die Wirksamkeit der MaBnahmen erheblich
beeintrachtigen kdnnten. Insbesondere stellt der Hof fest, dass die formelle Befolgung
der AbhilfemaBnahmen durch einen Mitgliedstaat nicht zwangslaufig zu wirksamen
und nachhaltigen Verbesserungen vor Ort fiihrt, die Gber ein bloRRes Abhaken der
geforderten Punkte hinausgehen. Es besteht auch die Gefahr, dass AbhilfemaRnahmen
spater riickgangig gemacht werden oder dass sich andere Aspekte der
Rechtsstaatlichkeit gleichzeitig verschlechtern. Diese Risiken wiegen umso schwerer,
als eine Entscheidung zur Freigabe von Mitteln unter Umstanden leichter zu treffen ist
als eine Entscheidung zum Blockieren von Mitteln. Solche Entscheidungen miissen
zwar auf der Grundlage einer fachlichen Analyse getroffen werden, letztlich werden
dabei jedoch auch allgemeinere Erwagungen berlicksichtigt. SchlieBlich stellt der Hof
fest, dass die Berichtspflichten der Kommission im Hinblick auf die Wirksamkeit der
Konditionalitatsverordnung begrenzt sind. Siehe Ziffern 84-97.

Vor diesem Hintergrund unterbreitet der Hof die folgenden Empfehlungen.



59

Die Kommission sollte

a)

b)

bewerten, welche Personalressourcen fir eine einheitliche und wirksame
Anwendung der Konditionalitatsverordnung in allen Mitgliedstaaten erforderlich
sind;

ihr IT-Fallbearbeitungssystem fertigstellen, um die Arbeitsabldaufe im Hinblick auf
die getroffenen Entscheidungen und ergriffenen MalRnahmen zu verwalten und
zu dokumentieren;

ihre Leitlinien auf der Grundlage ihrer bei der Durchflihrung der Verordnung
gewonnenen Erfahrungen Gberpriifen und konsolidieren und die im Zuge der
Prifung des Hofes ermittelten Fragen kldren, d. h. was einen hinreichend
unmittelbaren Zusammenhang zwischen VerstRen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit und den finanziellen Interessen der EU darstellt, wie die
Konditionalitatsverordnung mit Blick auf den Schutz der EU-Eigenmittel
anzuwenden ist und wie die Wirksamkeit von Haushalts- und AbhilfemaRnahmen

bewertet werden sollte.

Zieldatum fiir die Umsetzung von a und b: 2024.
Zieldatum fiir die Umsetzung von c: so bald wie moglich, spatestens jedoch bis 2027

(mit Blick auf die Ausarbeitung des neuen mehrjahrigen Finanzrahmens).

Um transparent zu belegen, dass die finanziellen Interessen der EU in allen

Mitgliedstaaten angemessen geschiitzt sind, sollte die Kommission systematisch und
fur alle Mitgliedstaaten anhand klarer Kriterien bewerten und dokumentieren, ob die

ermittelten Probleme VerstoRe gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit

darstellen oder nicht und welche potenziellen Auswirkungen sie auf die finanziellen

Interessen der EU haben.

Zieldatum fiir die Umsetzung: 2024.
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Die Kommission sollte die im Rahmen der Konditionalitatsverordnung, der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und der Dachverordnung ergriffenen MalRnahmen beziiglich der
Rechtsstaatlichkeit (z. B. im Hinblick auf den Schutz der finanziellen Interessen der EU,
Verbesserungen der Rechtsstaatlichkeit, Auswirkungen auf die politischen Ziele der EU
und die Beglinstigten) Gberwachen, um sicherzustellen, dass sie wirksam und
nachhaltig umgesetzt wurden.

Bei Ausgaben, die vor der Erreichung der Etappenziele im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitat oder vor der Einfiihrung von AbhilfemalRnahmen zur Erflllung der
ziellibergreifenden grundlegenden Voraussetzungen im Rahmen der Dachverordnung
getdtigt wurden, sollte die Kommission hinreichende Sicherheit dafiir erlangen, dass
diese Ausgaben (im Rahmen der Kohasionspolitik) zu dem Zeitpunkt, zu dem sie
getatigt wurden, bzw. die zufriedenstellende Erreichung von Etappenzielen oder
Zielwerten (im Rahmen der ARF) nicht von VerstoBen gegen die Rechtsstaatlichkeit
betroffen waren.

Zieldatum fiir die Umsetzung: jahrlich bis zum Ende des Forderzeitraums.

Angesichts der im Zusammenhang mit dem Abschluss der Kooperations- und
Kontrollverfahren festgestellten Probleme und der vom Hof ermittelten spezifischen
Risiken im Hinblick auf die Wirksamkeit der AbhilfemaRnahmen sollte sich die
Kommission bei allen Vorschldgen zur Aufhebung von HaushaltsmaRnahmen
(Konditionalitatsverordnung, ziellibergreifende grundlegende Voraussetzungen im
Rahmen der Dachverordnung oder "Super-Etappenziele" im Rahmen der Aufbau- und
Resilienzfazilitat) auf solide, umfassende und aktuelle Informationen stiitzen. Die
entsprechenden Beschliisse sollten gut dokumentiert werden.

Zieldatum fiir die Umsetzung: bis zum Ende des Forderzeitraums.
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Im Anschluss an ihren ersten Bericht im Januar 2024 sollte die Kommission jahrlich
Uber die Anwendung der verschiedenen verfligbaren Instrumente zur Bewaltigung von
Risiken flr die finanziellen Interessen der EU und lber die Wirksamkeit der als
Reaktion auf Verstol3e gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit in den
Mitgliedstaaten ergriffenen MaRnahmen Bericht erstatten. Diese Berichterstattung
konnte mit dem Jahresbericht Gber die Rechtsstaatlichkeit verknlpft werden, sollte
jedoch nicht Teil dieses Berichts sein.

Zieldatum fiir die Umsetzung: jahrlich ab 2025.

Die Kommission sollte potenzielle Liicken, die die Wirksamkeit des Rahmens zur
Starkung des Rechtsstaatsprinzips beeintrachtigen, weiter bewerten. Bei dieser
Bewertung sollten die im vorliegenden Bericht ermittelten Risiken (z. B. die moglichen
Auswirkungen der Aussetzung von Mitteln auf die Erreichung bestimmter politischer
Ziele der EU und der Umstand, dass die die Charta der Grundrechte betreffende
zielUbergreifende grundlegende Voraussetzung im Rahmen der Dachverordnung
andere relevante Teile des Haushalts nicht abdeckt) sowie die in den kommenden
Jahren gewonnenen Erfahrungen bericksichtigt werden. Bei der Ausarbeitung des
Rechtsrahmens fiir die Zeit nach 2027 sollte die Kommission ausgehend von den bis
dahin ermittelten Problemen zusatzliche SchutzmalRnahmen vorschlagen.

Zieldatum fiir die Umsetzung: spatestens bis 2027 (mit Blick auf die Ausarbeitung des
neuen mehrjdhrigen Finanzrahmens).



Dieser Bericht wurde von Kammer Il unter Vorsitz von Frau Annemie Turtelboom,
Mitglied des Rechnungshofs, in ihrer Sitzung vom 10. Januar 2024 in Luxemburg
angenommen.

Fiir den Rechnungshof

Tony Murphy
Priisident
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Anhange

Der Rechtsstaatlichkeitsindex der Weltbank ist ahnlich wie der
Korruptionskontrollindex Teil der Worldwide Governance Indicators (WGI) der
Weltbank, mit denen verschiedene Facetten der Leistung im Bereich der
Regierungsfiihrung gemessen werden. Dieser Index umfasst mehrere Indikatoren,
anhand deren gemessen wird, inwieweit Akteure Vertrauen in die Regeln des
gesellschaftlichen Zusammenlebens haben und sich an diese halten. Dazu gehoren die
Wahrnehmung der Haufigkeit von Straftaten, die Wirksamkeit und Berechenbarkeit
der Justiz sowie die Durchsetzbarkeit von Vertragen.

Weltbank — Rechtsstaatlichkeitsindex im Rahmen der WGI (Mindestwert:
-2,5; Hochstwert: +2,5)
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Quelle: Weltbank; https://info.worldbank.org/governance/wgi/

Ein weiteres MaR ist der Korruptionskontrollindex der Weltbank, der erfasst, wie das
Ausmald eingeschatzt wird, in dem 6ffentliche Macht zur Erlangung privater Vorteile
ausgelibt wird. Dies umfasst Arten geringflgiger und schwerwiegender Korruption
sowie die Vereinnahmung des Staates durch Eliten und private Interessen.


https://info.worldbank.org/governance/wgi/
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Weltbank — Korruptionsindex im Rahmen der WGI (Mindestwert: -2,5;
Hochstwert: +2,5)
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Quelle: Weltbank; https://info.worldbank.org/governance/wgi/

Der Rechtsstaatlichkeitsindex des World Justice Project misst die Rechtsstaatlichkeit
weltweit anhand der Erfahrungen und Wahrnehmungen der breiten Offentlichkeit
sowie der Angehorigen der Rechtsberufe und Experten in den einzelnen Landern. Die
Leistung eines Landes wird anhand von 44 Indikatoren gemessen, die ein breites
Spektrum von Bereichen abdecken, wie Zivil- und Strafjustiz, Grundrechte,
Einschrankungen der Staatsgewalt, Durchsetzung von Rechtsvorschriften oder das
Nichtvorliegen von Korruption.

World Justice Project — Rechtsstaatlichkeitsindex 2013-2022
(Mindestwert: 0,0; Hochstwert: 1,0)
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Quelle: World Justice Project; https://worldjusticeproject.org/our-work/research-and-data/wijp-rule-law-
index-2021/current-historical-data


https://info.worldbank.org/governance/wgi/
https://worldjusticeproject.org/our-work/research-and-data/wjp-rule-law-index-2021/current-historical-data
https://worldjusticeproject.org/our-work/research-and-data/wjp-rule-law-index-2021/current-historical-data
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Schritte/Fristen

1) Die Kommission ermittelt VerstoRe gegen die Grundsatze der
3 Rechtsstaatlichkeit.
c
>
™ 2) Die Kommission prift, ob die ermittelten Verst6Re gegen die
_g Grundséatze der Rechtsstaatlichkeit die wirtschaftliche Flihrung des
E Haushalts der EU oder die finanziellen Interessen der EU hinreichend
unmittelbar beeintrachtigen oder ernsthaft zu beeintrachtigen drohen.

3) Die Kommission libermittelt dem Mitgliedstaat eine schriftliche
Mitteilung.

4) Der Mitgliedstaat antwortet auf die Mitteilung und

. . 1-3 Monate
kann u. a. mogliche AbhilfemaBnahmen vorschlagen.

5) Die Kommission analysiert die Antwort des
Mitgliedstaats.

6) Gegebenenfalls prift die Kommission die

© VerhaltnismaRigkeit der HaushaltsmaBnahmen im 1 Monat
g Einklang mit den Artikeln 5 und 6.

LN

T 7) Gegebenenfalls unterrichtet die Kommission den

% Mitgliedstaat lber die Schlussfolgerungen und

< geplanten HaushaltsmaRnahmen.

8) Der Mitgliedstaat Gibermittelt seine Stellungnahme
zur Analyse der Kommission und zu den geplanten 1 Monat
HaushaltsmalRnahmen.

9) Erforderlichenfalls schlagt die Kommission dem Rat

1 Monat
SchutzmalRnahmen vor.
10) Der Rat nimmt den Vorschlag der Kommission an
N . 1-3 Monate
bzw. dndert ihn.

11) Der Mitgliedstaat teilt der Kommission mit, dass die Voraussetzungen
fir die Anwendung der Konditionalitatsverordnung nicht langer erfillt
sind, und fordert die Aufhebung der HaushaltsmaRnahmen.

~

E 12) Die Kommission fiihrt spatestens ein Jahr nach der Annahme der
E= MalRnahmen eine Bewertung durch und schlagt gegebenenfalls die
< Aufhebung oder Anpassung der Haushaltsmalnahmen vor.

13) Der Rat nimmt einen Beschluss lber die Aufhebung der MaRnahmen
an.

Quelle: Europdischer Rechnungshof.



In der ersten Spalte der nachstehenden Tabelle sind die mit der

Entscheidung 2006/929/EG der Kommission angenommenen Vorgaben des

Kooperations- und Kontrollverfahrens fiir Bulgarien aufgefiihrt. Die zweite Spalte

enthalt eine indikative Liste der im Aufbau- und Resilienzplan Bulgariens festgelegten

Etappenziele und Zielwerte, die der Hof fiir die sechs Vorgaben des Kooperations- und

Kontrollverfahrens als relevant erachtet.

Bulgarien

Vorgaben des Kooperations- und

Kontrollverfahrens

Relevante Etappenziele und Zielwerte

1 | Annahme von
Verfassungsanderungen, um
jegliche Zweifel an der
Unabhangigkeit und
Rechenschaftspflicht des
Justizwesens auszuraumen.

des Aufbau- und Resilienzplans

C10.R2-219: Korruptionsbekampfung —
Verbesserung der Rolle der
Aufsichtsbehorde im Obersten Justizrat
bei der Verhiitung und Bekdampfung von
Korruption im Justizwesen

(4. Quartal 2022).

2 | Gewahrleistung von transparenten
und leistungsfahigen
Gerichtsverfahren durch Annahme
und Umsetzung eines neuen
Gerichtsverfassungsgesetzes und
einer neuen Zivilprozessordnung.
Bericht tGber die Auswirkungen
dieser neuen Gesetze sowie der
Strafprozess- und der
Verwaltungsgerichtsordnung mit
besonderer Beachtung der
vorgerichtlichen Phase.

In Bezug auf die Uberwachung —
Veroffentlichung von vier jahrlichen
Analysen zur Umsetzung der E-Justiz-
Vorschriften in der Zivilprozessordnung
und der Strafprozessordnung;

3.3.6.—3.3.7. Uberwachungs- und
Berichterstattungsstruktur.

3 | Fortsetzung der Justizreform und
Steigerung der Professionalitat, der
Rechenschaftspflicht und der
Leistungsfahigkeit des Justizwesens.
Bewertung der Folgen dieser
Reform und jahrliche
Veroffentlichung der Ergebnisse.

C10.R2-219: Korruptionsbekampfung —
Verbesserung der Rolle der
Aufsichtsbehorde im Obersten Justizrat
bei der Verhiitung und Bekdampfung von
Korruption im Justizwesen

(4. Quartal 2022).



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32006D0929

Vorgaben des Kooperations- und
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Relevante Etappenziele und Zielwerte

Kontrollverfahrens

Durchfiihrung fachmannischer und
unparteiischer Untersuchungen bei
Korruptionsverdacht auf hochster
Ebene sowie Berichterstattung
dariiber. Berichterstattung tGber
interne Kontrollen 6ffentlicher
Einrichtungen und Gber die
Offenlegung der
Vermogensverhaltnisse
hochrangiger Beamter.

des Aufbau- und Resilienzplans

C10.R2-218: Korruptionsbekampfung —
Inkrafttreten der Gesetzesanderungen
zur Reform der Kommission fir
Korruptionsbekdmpfung und Einziehung
illegaler Vermogenswerte (damit
verbundene Etappenziele: 220 und 221)
(3. Quartal 2022).

C10.R2-221: Korruptionsbekampfung —
Inkrafttreten der elektronischen
Plattform und Unterstiitzung von
Gesetzesanderungen zur Starkung der
fir Korruptionsbekampfung zustdandigen
Stellen und Referate (2. Quartal 2023).

C10.R2-222: Korruptionsbekampfung —
Inkrafttreten der Gesetzesanderungen
zur Gewahrleistung der Wirksamkeit von
Strafverfahren und zur Verbesserung der
Rechenschaftspflicht und
strafrechtlichen Verantwortlichkeit des
Generalstaatsanwalts (2. Quartal 2023).

C10.R2-223: Korruptionsbekampfung —
Inkrafttreten legislativer MaBnahmen
zur Regulierung von Lobbytatigkeiten
(4. Quartal 2023).

Ergreifung weiterer MalRnahmen zur
Pravention und Bekdampfung von
Korruption, insbesondere an den
Grenzen und in den
Kommunalverwaltungen.

226 — Jahrliche Analysen der Umsetzung
der nationalen Strategie zur Verhitung
und Bekdampfung von Korruption.

Umsetzung einer Strategie zur
Bekampfung des organisierten
Verbrechens mit den
Schwerpunkten Schwerverbrechen
und Geldwasche sowie zur
systematischen Einziehung des
Vermogens von Straftatern.
Berichterstattung tber neu
eingeleitete und laufende
Untersuchungen sowie
Anklageerhebungen und
Verurteilungen in diesen Bereichen.

218 — Korruptionsbekampfung —
Inkrafttreten der Gesetzesanderungen
zur Reform der Kommission fiir
Korruptionsbekampfung und Einziehung
illegaler Vermdgenswerte (damit
verbundene Etappenziele: 220 und 221).

238 — Aktionsplan zur Minderung der in
der nationalen Risikobewertung
ermittelten Risiken von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung (Frist:

3. Quartal 2021).
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In der ersten Spalte der nachstehenden Tabelle sind die mit der

Entscheidung 2006/928/EG der Kommission angenommenen Vorgaben des
Kooperations- und Kontrollverfahrens fiir Rumanien aufgefiihrt. Die zweite Spalte
enthalt eine indikative Liste der im Aufbau- und Resilienzplan Rumaniens festgelegten
Etappenziele und Zielwerte, die der Hof fiir die vier Vorgaben des Kooperations- und
Kontrollverfahrens als relevant erachtet.

Rumanien

Gewdbhrleistung transparenterer und
leistungsfahigerer Gerichtsverfahren
durch Starkung der Kapazitaten und
Rechenschaftspflicht des Obersten
Richterrats. Berichterstattung und
Kontrolle der Auswirkungen neuer
Zivil- und Strafprozessordnungen.

C14.R5-423: Inkrafttreten der
"Justizgesetze" (Gesetze liber den
Status von Richtern und
Staatsanwalten, Justizorganisation,
Oberster Richterrat) (2. Quartal 2023).

C14.R5-424: Anderung des
Strafgesetzbuchs und der
Strafprozessordnung

(4. Quartal 2022).

Einrichtung einer Behorde fur
Integritat mit folgenden
Zustandigkeiten: Uberpriifung von
Vermogensverhaltnissen,
Unvereinbarkeiten und moglichen
Interessenskonflikten und
Verabschiedung verbindlicher
Beschlisse als Grundlage fiir
abschreckende Sanktionen.

C14.R7-431: Bewertung und
Aktualisierung der Rechtsvorschriften
Uber den Integritatsrahmen —
Inkrafttreten der konsolidierten
Integritatsgesetze.

Konsolidierung bereits erreichter
Fortschritte bei der Durchfiihrung
fachmannischer und unparteiischer
Untersuchungen bei
Korruptionsverdacht auf hochster
Ebene.

C14.R6-426: Inkrafttreten des
Regierungsbeschlusses zur Annahme
der neuen nationalen
Antikorruptionsstrategie

(4. Quartal 2021).

C14.R6-428: Abschluss von
mindestens 70 % der in der neuen
Strategie zur Korruptionsbekampfung
vorgesehenen MaRRnahmen

(4. Quartal 2025).

C14.R6-430: Inkrafttreten des
Gesetzes Uber den Schutz von
Hinweisgebern (1. Quartal 2022).



https://eur-lex.europa.eu/eli/dec/2006/928/oj
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Vorgaben des Kooperations- und Relevante Etappenziele und Zielwerte

Kontrollverfahrens des Aufbau- und Resilienzplans

4 | Ergreifung weiterer MaBnahmen zur Etappenziel 426: Inkrafttreten des

Pravention und Bekdampfung von Regierungsbeschlusses zur Annahme
Korruption, insbesondere in den der neuen nationalen
Kommunalverwaltungen. Antikorruptionsstrategie

(4. Quartal 2021).

Zielwert 428: Abschluss von
mindestens 70 % der in der neuen
Strategie zur Korruptionsbekampfung
vorgesehenen MaBnahmen

(4. Quartal 2025).

Etappenziel 430: Inkrafttreten des
Gesetzes Uber den Schutz von
Hinweisgebern (1. Quartal 2022).

Zielwert 429: Besetzung von 85 % der
Staatsanwaltschaften der Nationalen
Antikorruptionsdirektion

(2. Quartal 2023).

Zielwert 446: Entwicklung der fur die
Korruptionsbekdampfung und die
Einziehung von Ertragen und Schaden
aus Straftaten erforderlichen
logistischen (Nicht-IT-)Infrastruktur,
einschlielRlich Schulungen in diesen
Bereichen — Lager fiir die Lagerung
beschlagnahmter Gegenstédnde in
Betrieb genommen (3. Quartal 2025).
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Ubersicht iiber die Dachverordnung

Aspekt Beschreibung

Umfang der
Finanzmittel

Gesamtbudget der acht Fonds fir den Zeitraum 2021-2027
zu Preisen von 2022: 405,1 Milliarden Euro:

Europaischer Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE),
auBer INTERREG-Programmen: 226 Milliarden Euro;

Europaischer Sozialfonds Plus (ESF+): 98,5 Milliarden
Euro;

Kohasionsfonds (KF): 48 Milliarden Euro;

Fonds fiir einen gerechten Ubergang (JTF): 8,4 Milliarden
Euro;

Europdischer Meeres-, Fischerei- und Aguakulturfonds
(EMFAF): 6,11 Milliarden Euro;

Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF):
9,88 Milliarden Euro;

Fonds fir die innere Sicherheit (ISF): 1,93 Milliarden
Euro;

Instrument fiir finanzielle Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik (BMVI):
6,25 Milliarden Euro.




Aspekt

Akteure
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Beschreibung

EU- Nimmt bei der Ausarbeitung des

Mitgliedstaat operationellen Programms eine
Selbstbewertung dahin gehend vor, ob
im Hinblick auf die Durchflihrung dieses
Programms die die Charta der
Grundrechte betreffende
ziellibergreifende grundlegende
Voraussetzung erfillt wird.

Prift die Selbstbewertung des
Kommission Mitgliedstaats und genehmigt das
Programm.

Flihrt das Programm durch und
EU- beantragt die Erstattung von Ausgaben,
Mitgliedstaat die erfolgt, sofern die grundlegenden
Voraussetzungen erfillt sind.

Bewertet den Zahlungsantrag und prift,
Kommission ob die grundlegenden Voraussetzungen
erflllt sind.

Voraussetzungen
fiir die Anwendung
von MaBhahmen

Fehlen wirksamer Mechanismen, um sicherzustellen, dass bei
der Durchfiihrung der Fonds die die Charta der Grundrechte
der EU betreffende zielGibergreifende grundlegende
Voraussetzung erfillt wird.

MafRRnhahmen

Keine Erstattung der Ausgaben; ausgenommen sind die
technische Hilfe und Ausgaben, die zur Erflllung der
grundlegenden Voraussetzung beitragen.




Aspekt

Zeitpunkt der
MaRBnahmen

Beschreibung

Waéhrend der Durchfiihrung des Programms.
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Anwendung von
MafBnahmen bei
den sechs in der
Stichprobe des
Hofes enthaltenen
Ldndern (Stand:
Mitte

Dezember 2023)

Bulgarien Nicht zutreffend.

Griechenland Nicht zutreffend.

Programme der Dachverordnung
angenommen; da jedoch einige

zieliibergreifende und thematische

grundlegende Voraussetzungen als nicht

erfillt betrachtet werden, wird die
Ungarn Erstattung von Mitteln in Hohe von

insgesamt 11,7 Milliarden Euro (Schatzung
der Kommission) im Rahmen der

Dachverordnung und der

Konditionalitatsverordnung blockiert

(siehe Abbildung 3).

Ungarn | In Milliarden Euro ‘
EFRE 6,56 ESF+ | 3,55 KF 1,40 JTF | 0,14
EMFAF 0 | AMIF | 0,03 BMVI 0 ISF 0
Insgesamt 11,68

Italien Nicht zutreffend.

Programme der Dachverordnung
angenommen; laut den Beschliissen ist

jedoch die dritte zielibergreifende

grundlegende Voraussetzung nicht erflillt.

Polen L .
Daher ist die Erstattung von Ausgaben im
Rahmen der Fonds der Dachverordnung in
Hohe von insgesamt 74,1 Milliarden Euro
(Schatzung der Kommission) blockiert.
Polen | In Milliarden Euro ‘
EFRE 45,80 | ESF+ | 12,40 KF | 11,30 JTF | 3,70
EMFAF 0,48 | AMIF | 0,24 | BMVI | 0,16 | ISF | 0,07
Insgesamt 74,15
Rumanien Nicht zutreffend.

Aufhebung von
MafRhahmen

Die MaRnahmen werden aufgehoben, sobald die Kommission
zu dem Schluss gelangt, dass der betreffende Mitgliedstaat
die dritte zielUbergreifende grundlegende Voraussetzung

erfallt.
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Die Konditionalitatsverordnung

Anwendung von MaBBnahmen (Stand: Mitte Dezember 2023)

Zwei HaushaltsmaBnahmen (Artikel 5), die von der Kommission vorgeschlagen und
Ungarn vom Rat auferlegt wurden.

1) Aussetzung von 55 % der Mittelbindungen im Rahmen der folgenden
operationellen Programme der Kohasionspolitik nach ihrer Genehmigung:

a) Operationelles Programm Plus fir Umwelt und Energieeffizienz
55 % von 3,666 Milliarden Euro = 2,016 Milliarden Euro an EU-Mitteln
werden ausgesetzt.

b) Operationelles Programm Plus flr integrierten Verkehr
55 % von 3,546 Milliarden Euro = 1,950 Milliarden Euro an EU-Mitteln
werden ausgesetzt.

c) Operationelles Programm Plus zur territorialen Entwicklung und
Siedlungsentwicklung
55 % von 4,354 Milliarden Euro = 2,395 Milliarden Euro an EU-Mitteln
werden ausgesetzt.

Fir die drei Programme insgesamt ausgesetzte EU-Mittel: 6,361 Milliarden Euro
(einschliefRlich Erstattungen in Hohe von rund 2 Milliarden Euro, die gemal den
Bestimmungen der Dachverordnung blockiert sind; siehe Abbildung 3).

2) Verbot des Eingehens rechtlicher Verpflichtungen mit auf der Grundlage des
ungarischen Gesetzes IX von 2021 eingerichteten Trusts von 6ffentlichem
Interesse oder mit von diesen Trusts von 6ffentlichem Interesse unterhaltenen
Einrichtungen, wenn die Kommission den Haushaltsplan der Union in direkter
oder indirekter Mittelverwaltung gemald Artikel 62 Absatz 1 Buchstaben a und c
der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 ausfiihrt.

Da das Verbot nicht auf eine Finanzierungsquelle, sondern auf eine Art von
Einrichtung abzielt, die aus einer beliebigen Quelle finanziert werden kann, ist es
nicht moglich, seine finanziellen Auswirkungen abzuschatzen.

Aufhebung von MaBnahmen

HaushaltsmaBnahmen nach Artikel 5: keine Frist fiir die Aufhebung von
HaushaltsmaBnahmen; die Kommission fiihrt auf eigene Initiative oder auf Ersuchen
Ungarns spatestens ein Jahr nach der Annahme der MaRnahmen durch den Rat eine
Neubewertung der Umstande in Ungarn durch.
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Beschreibung ‘

Im Falle Ungarns wurden die HaushaltsmalRnahmen am 15. Dezember 2022 vom Rat
angenommen, sodass die Kommission die Neubewertung bis zum 15. Dezember 2023
abzuschlieRen hat.

Folgende 17 AbhilfemalRnahmen (Artikel 6 Absatz 9) wurden von Ungarn
vorgeschlagen:

1) Starkung der Pravention, Aufdeckung und Behebung von VerstdRRen und
UnregelmafBigkeiten im Zusammenhang mit der Ausfiihrung von Unionsmitteln
durch eine neu eingerichtete Integritatsbehorde;

2) Einrichtung einer Taskforce fiir Korruptionsbekampfung;
3) Starkung des Rahmens fiir die Korruptionsbekampfung;

4) Gewahrleistung der Transparenz bei der Verwendung von Unionsunterstitzung
durch Stiftungen zur Verwaltung von Vermdégenswerten von 6ffentlichem
Interesse;

5) Einfiihrung eines spezifischen Verfahrens bei besonderen Straftaten im
Zusammenhang mit der Austibung hoheitlicher Befugnisse oder der Verwaltung
offentlichen Eigentums;

6) Starkung der Prif- und Kontrollmechanismen zur Gewahrleistung der
wirtschaftlichen Verwendung von EU-Unterstiitzung;

7) Verringerung des Anteils von mit Unionsmitteln finanzierten
Ausschreibungsverfahren mit nur einem Bieter;

8) Verringerung des Anteils von staatlich finanzierten Ausschreibungsverfahren mit
nur einem Bieter;

9) Entwicklung eines Instruments zur Uberwachung und Meldung von Verfahren zur
Vergabe offentlicher Auftrage, die mit einem einzigen Angebot abgeschlossen
wurden;

10) Entwicklung eines elektronischen Systems fir die Vergabe 6ffentlicher Auftrage
zur Erhohung der Transparenz;

11) Entwicklung eines Rahmens fiir die Leistungsmessung zur Bewertung der Effizienz
und Kostenwirksamkeit der Vergabe offentlicher Auftrage;

12) Annahme eines Aktionsplans zur Steigerung des Wettbewerbs bei der Vergabe
offentlicher Auftrage;

13) Schulungen fiir Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen im
Bereich der Vergabe 6ffentlicher Auftrage;

14) Einfahrung einer Unterstitzungsregelung zum Ausgleich der Kosten, die
Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen durch die
Teilnahme an der Vergabe 6ffentlicher Auftrage entstehen;




75

Beschreibung ‘

15) Anwendung von ARACHNE, dem Risikobewertungsinstrument der Kommission;
16) Starkung der Zusammenarbeit mit dem OLAF;

17) Annahme eines Gesetzgebungsakts zur Verbesserung der Transparenz bei
offentlichen Ausgaben.




Abklirzungen
AEUV: Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union
ARF: Aufbau- und Resilienzfazilitat

EUV: Vertrag Uber die Europdische Union
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Glossar

Aufbau- und Resilienzfazilitat: Finanzhilfemechanismus der EU zur Abfederung der
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie sowie zur
Ankurbelung des Aufschwungs bei gleichzeitiger Férderung des dkologischen und
digitalen Wandels.

Aufbau- und Resilienzplan: Dokument, in dem die von einem Mitgliedstaat geplanten
Reformen und Investitionen im Rahmen der ARF dargelegt werden.

Betrug: vorsatzliche und rechtswidrige Tauschung zur Erlangung eines materiellen
Vorteils, indem einer anderen Partei Vermogensgegenstdande oder Geld entzogen
werden.

Eigenmittel: zur Finanzierung des EU-Haushalts dienende Mittel, die sich groRtenteils
aus Beitragen der Mitgliedstaaten zusammensetzen.

Etappenziel: qualitatives Zwischenergebnis auf dem Weg zum Abschluss einer Reform
oder Investition, das eine Voraussetzung fiir eine spezifische ARF-Zahlung darstellt.

Europaisches Semester: jahrlicher Zyklus, der einen Rahmen fiir die Koordinierung der
Wirtschaftspolitik der EU-Mitgliedstaaten sowie fiir die Uberwachung von
Fortschritten vorgibt.

Fonds der Kohdsionspolitik: die vier EU-Fonds, mit denen der wirtschaftliche, soziale
und territoriale Zusammenhalt in der Europadischen Union im Zeitraum 2021-2027
unterstitzt wird: der Europaische Fonds fiir regionale Entwicklung, der Europdische
Sozialfonds Plus, der Kohdsionsfonds und der Fonds fiir einen gerechten Ubergang.

Haushaltsordnung: die Vorschriften fir die Aufstellung und Ausfihrung des EU-
Haushalts und die damit verbundenen Prozesse wie interne Kontrolle,
Berichterstattung, Prifung und Entlastung.

Kohasionspolitik: Politikbereich der EU, dessen Ziel es ist, wirtschaftliche und soziale
Unterschiede zwischen den Regionen und Mitgliedstaaten abzubauen. Hierzu werden
die Schaffung von Arbeitspladtzen, die Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen, das
Wirtschaftswachstum, eine nachhaltige Entwicklung und die grenziibergreifende und
interregionale Zusammenarbeit gefordert.

Konditionalitatsverordnung: Verordnung, in der Vorschriften zum Schutz des EU-
Haushalts vor VerstoRen gegen die Grundsatze der Rechtsstaatlichkeit in den
Mitgliedstaaten festgelegt sind.
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Kontroll-Etappenziel: spezifische Anforderung in Bezug auf die Prif- und
Kontrollsysteme eines Mitgliedstaats, die erfillt sein muss, bevor das betreffende Land
Mittel aus der ARF erhalten kann (Artikel 22 der ARF-Verordnung). Wird auch als
"Super-Etappenziel" bezeichnet.

Korruption: im Rahmen dieses Berichts das vorsatzliche Verhalten eines 6ffentlichen
Bediensteten, das den finanziellen Interessen der EU schadet.

NextGenerationEU: Finanzierungspaket zur Unterstiitzung der EU-Mitgliedstaaten bei
der Erholung von den wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie.

Programm: Instrument zur Umsetzung spezifischer politischer Ziele der EU, in der
Regel durch kofinanzierte Projekte.

Rechtsstaatlichkeitsinstrumentarium der EU: Reihe von Instrumenten zur Férderung
und Wahrung der Rechtsstaatlichkeit in der EU und ihren Mitgliedstaaten.

Super-Etappenziel: spezifische Anforderung in Bezug auf die Priif- und Kontrollsysteme
eines Mitgliedstaats, die erfillt sein muss, bevor das betreffende Land Mittel aus der
ARF erhalten kann (Artikel 22 der ARF-Verordnung). Wird auch als "Kontroll-
Etappenziel” bezeichnet.

Vergabe offentlicher Auftrage: Beschaffung von Bauleistungen, Lieferungen oder
Dienstleistungen durch eine 6ffentliche Stelle oder eine andere Behdrde im Wege
eines offenen und wettbewerbsorientierten Verfahrens, um Qualitat und das beste
Kosten-Nutzen-Verhiltnis zu erzielen.

Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen (Dachverordnung): Verordnung, in der
die Vorschriften fiir acht EU-Fonds, einschliellich der vier Fonds der Kohasionspolitik,
festgelegt sind. Die geltende Verordnung erstreckt sich auf den Zeitraum 2021-2027.

Vertragsverletzungsverfahren: Verfahren zur Einleitung rechtlicher Schritte gegen
einen EU-Mitgliedstaat, der seinen Pflichten gemal dem EU-Recht nicht nachkommt,
durch die Kommission.

Zieliibergreifende grundlegende Voraussetzungen: vier
Finanzierungsvoraussetzungen, die fiur alle EU-Fonds gelten, die unter die Verordnung
mit gemeinsamen Bestimmungen fallen.

Zielwert: quantitative Messung der Fortschritte eines Mitgliedstaats bei der
Vollendung einer bestimmten in seinem Aufbau- und Resilienzplan vorgesehenen
Reform oder Investition.



Antworten der Kommission

https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2024-03

Zeitschiene

https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2024-03
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Prifungsteam

Die Sonderberichte des Hofes enthalten die Ergebnisse seiner Prifungen zu
Politikbereichen und Programmen der Europaischen Union oder zu Fragen des
Finanzmanagements in spezifischen Haushaltsbereichen. Bei der Auswahl und
Gestaltung dieser Prifungsaufgaben ist der Hof darauf bedacht, maximale Wirkung
dadurch zu erzielen, dass er die Risiken fiir die Wirtschaftlichkeit oder
Regelkonformitéat, die Hohe der betreffenden Einnahmen oder Ausgaben und kiinftige
Entwicklungen sowie das politische und 6ffentliche Interesse abwagt.

Diese Wirtschaftlichkeitspriifung wurde von Priifungskammer Il — Ausgabenbereich
"Investitionen fiir Kohdsion, Wachstum und Integration" — unter Vorsitz von

Annemie Turtelboom, Mitglied des Hofes, durchgefiihrt. Die Priifung stand unter der
Leitung von Annemie Turtelboom, Mitglied des Hofes. Frau Turtelboom wurde
unterstitzt von ihrem Kabinettchef Eric Braucourt und dem Attaché Celil Ishik, dem
Leitenden Manager Friedemann Zippel, dem Aufgabenleiter Dieter Bockem sowie dem
stellvertretenden Aufgabenleiter Aleksandar Latinov. Zum Prifungsteam gehoérten
aulRerdem Jussi Bright, Marton Baranyi und Plamen Petrov sowie die Praktikanten
Rebecca Tronci, Heidi Rand und Abel Ferrero Tazza.

Von links nach rechts: Rebecca Tronci, Jussi Bright, Aleksandar Latinov,

Marton Baranyi, Dieter Bockem, Annemie Turtelboom, Eric Braucourt,
Friedemann Zippel, Celil Ishik, Heidi Rand.
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Die Rechtsstaatlichkeit gehort zu den gemeinsamen Grundwerten der EU. In den
vergangenen 10 Jahren hat sich die Lage in einigen EU-Mitgliedstaaten diesbeziiglich
verschlechtert. Vor diesem Hintergrund nahm die EU im Dezember 2020 ein neues
Instrument an, um ihre finanziellen Interessen vor VerstoRen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten zu schiitzen: die Konditionalitdtsverordnung.

Der Hof bewertete, ob die Anwendung der Konditionalitatsverordnung durch die
Kommission angemessen war und mit anderen verfiigbaren Mechanismen im Rahmen der
Aufbau- und Resilienzfazilitdt und der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen 2021-
2027 fiir die Kohdsionspolitik im Einklang stand. Ferner untersuchte er die internen
Regelungen der Kommission fiir die Durchfiihrung der Verordnung und die MaRnahmen,
die die Kommission im Rahmen der drei Instrumente zum Schutz der finanziellen
Interessen der EU ergriffen hat.

Der Hof gelangte zu dem Schluss, dass die Konditionalitatsverordnung — zusammen mit
den spezifischen Bestimmungen der Aufbau- und Resilienzfazilitdt und der Verordnung mit
gemeinsamen Bestimmungen fiir die Kohasionspolitik — eine Verbesserung in Bezug auf
den Schutz der finanziellen Interessen der EU vor VerstoRen gegen die Grundsatze der
Rechtsstaatlichkeit darstellt und dass die bislang im Hinblick auf ein Land ergriffenen
MaBnahmen im Einklang mit der Verordnung standen. Allerdings ermittelte der Hof auch
bestimmte Aspekte der Verordnung, die schwer anwendbar sind, und eine Reihe von
Risiken, die die Wirksamkeit der MaRnahmen erheblich beeintrachtigen konnten. Mit
seinen Empfehlungen mochte der Hof dazu beitragen, dass diese Punkte angegangen
werden, um die Wirksamkeit des Rahmens zu erhdhen.

Sonderbericht des Hofes gemaf Artikel 287 Absatz 4 Unterabsatz 2 AEUV.

@PRATI, B EUROPAISCHER RECHNUNGSHOF
&) * * ] H

EUROPAISCHER 12, rue Alcide De Gasperi

RECHNUNGSHOF - 7. e 1615 Luxembourg
g LUXEMBURG

Tel. (+352) 4398-1

Kontaktformular: eca.europa.eu/de/contact
Website: eca.europa.eu

Amt fiir Veroffentlichungen Twitter: @EUAuditors
der Europadischen Union




	Zusammenfassung
	Einleitung
	Rechtsstaatlichkeit als ein gemeinsamer Grundwert der EU
	Überwachung der Einhaltung der Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit in der EU
	Durchsetzung der Einhaltung der Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten
	Schutz der finanziellen Interessen der EU vor Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit
	Die Konditionalitätsverordnung von 2020
	Fondsspezifische Bestimmungen zur Achtung der Rechtsstaatlichkeit: Aufbau- und Resilienzfazilität und Kohäsionspolitik
	Die Haushaltsordnung

	Zuständigkeiten für den Schutz der Rechtsstaatlichkeit in der EU
	Kommission
	Rat und Europäisches Parlament
	Mitgliedstaaten


	Prüfungsumfang und Prüfungsansatz
	Bemerkungen
	Mit der Konditionalitätsverordnung wurde der Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips verbessert, doch bestehen nach wie vor Risiken
	Die Konditionalitätsverordnung hat zusammen mit den spezifischen Bestimmungen der ARF und der Dachverordnung den EU-Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips verbessert
	Bestimmte konzeptionelle Aspekte der Konditionalitätsverordnung können Risiken für ihre wirksame Anwendung bergen
	In der Konditionalitätsverordnung ist nicht festgelegt, was einen hinreichend unmittelbaren Zusammenhang zwischen Verstößen gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit und den finanziellen Interessen der EU darstellt
	Auf kurze Sicht könnte eine Sperrung von EU-Mitteln die Verwirklichung der politischen Ziele der EU behindern


	Die Kommission arbeitet noch am Aufbau der Verwaltungskapazitäten, die für die Anwendung der Konditionalitätsverordnung erforderlich sind
	Die Kommission hat zeitnah mit der Ausarbeitung von Leitlinien begonnen
	Den Leitlinien der Kommission mangelt es an Klarheit in Bezug auf bestimmte Aspekte
	Die Kommission muss ihre Verwaltungskapazitäten noch ausbauen, um die Konditionalitätsverordnung wirksam anzuwenden

	Die Kommission ermittelte Herausforderungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit, bewertete und dokumentierte deren potenzielle Auswirkungen jedoch nicht systematisch
	Ermittlung von Verstößen gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten: Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit als wichtigste Informationsquelle
	Es war nicht klar, warum und wann die Kommission andere Quellen verwendete
	Die Kommission hat ihr Stufenkonzept für die Bewertung der potenziellen Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der EU nicht ausreichend dokumentiert
	Nicht abgeschlossene Reformen, die im Kooperations- und Kontrollverfahren vorgesehen waren, werden im Rahmen der derzeitigen Instrumente fortgeführt

	Die Entscheidung der Kommission, Instrumente zum Schutz der finanziellen Interessen der EU zu nutzen (oder nicht), beruhte nicht auf gut dokumentierten Kriterien
	Bei jedem der sechs Mitgliedstaaten in der Stichprobe des Hofes wandte die Kommission mindestens eines der drei Instrumente an
	Probleme im Bereich der Rechtsstaatlichkeit wurden durch die Festlegung von Etappenzielen im Rahmen der ARF-Verordnung angegangen, jedoch nicht immer auf kohärente Art und Weise
	Bei der Genehmigung von Programmen und Programmänderungen überprüft die Kommission, ob die zielübergreifenden grundlegenden Voraussetzungen erfüllt sind
	Die Begründung für die Nichtanwendung der Konditionalitätsverordnung war nicht hinreichend klar und nicht gut dokumentiert

	Der Umgang mit dem Fall Ungarn stand im Einklang mit der Konditionalitätsverordnung
	Die Bewertung der Kommission stand im Einklang mit den Anforderungen der Konditionalitätsverordnung
	Der Rat nahm seinen Durchführungsbeschluss zur Aussetzung von 55 % der EU-Mittel für drei Kohäsionsprogramme innerhalb der gesetzlichen Frist an

	Die Wirksamkeit der Haushalts- und Abhilfemaßnahmen kann erst zu einem späteren Zeitpunkt bewertet werden, und es bleiben inhärente Risiken bestehen
	Auf kurze Sicht hat eine Verletzung der Rechtsstaatlichkeit nur begrenzte Haushaltsauswirkungen
	Risiken für die finanziellen Interessen der EU können auch durch die Anwendung der Konditionalitätsverordnung nicht beseitigt werden
	Im Rahmen der ARF-Verordnung und der Dachverordnung bestehen weiterhin spezifische Risiken im Hinblick auf die Bedingungen für Zahlungen
	Die Kommission hatte noch nicht mit der bis Januar 2024 vorzulegenden Bewertung der Konditionalitätsverordnung begonnen


	Schlussfolgerungen und Empfehlungen
	Anhänge
	Anhang I – Beispiele für Instrumente zur Überwachung der Lage der Rechtsstaatlichkeit durch die Weltbank und das World Justice Project
	Anhang II – Die wichtigsten Schritte bei der Anwendung der Konditionalitätsverordnung
	Anhang III – Vorgaben des Kooperations- und Kontrollverfahrens und diesbezügliche Etappenziele in den Aufbau- und Resilienzplänen Bulgariens und Rumäniens
	Anhang IV – Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen für acht EU-Fonds
	Anhang V – Überblick über die Anwendung der Konditionalitätsverordnung auf Ungarn

	Abkürzungen
	Glossar
	Antworten der Kommission
	Zeitschiene
	Prüfungsteam

